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Vorsitz:  Matthias Goeken (CDU) 

Protokoll: Steffen Exner 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt durch die 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; siehe Anlage 1) 5 

hier: Einstellung des RRX-Angebots in Nordrhein-Westfalen am 27. Juni 
2026 durch den Bahnbetreiber National Express 

2 Infrastruktur und Bürger schützen – Abstandsflächen für Windindustrie- 
anlagen jetzt! 20 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/17453 

Ausschussprotokoll 18/1222 (Anhörung vom 19. Mai 2026) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab. 
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3 Für eine zuverlässige und zukunftsfähige Mobilität – Nordrhein-West-

falen zum Testfeld und Vorreiter der autonomen Mobilität machen 21 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19799 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, am 7. Oktober 2026 
eine Sachverständigenanhörung durchzuführen. 

4 Sachstand zur Bonner Nordbrücke (angemeldet durch die Landesregie-
rung) 22 

– Gespräch mit der Autobahn GmbH des Bundes 

5 Zustandsbericht und Prüfsystematik der übrigen rheinquerenden (Auto-
bahn-)Brücken in NRW (angemeldet durch die Fraktionen von SPD und 
FDP; siehe Anlage 2) 35 

– Gespräch mit der Autobahn GmbH des Bundes 

6 Stillstand bei zentralen Bauprojekten der DB in Nordrhein-Westfalen – 
Warum finden die überdurchschnittlichen Bedarfe im bevölkerungs-
reichsten Bundesland kein Gehör in Berlin? (Bericht beantragt von der 
Fraktion der FDP; siehe Anlage 3) 40 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5251 

– Gespräch mit der Deutsche Bahn AG 

7 Investitionen in den Landesbetrieb Straßen.NRW (Bericht beantragt von 
der Fraktion der SPD; siehe Anlage 4) 48 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5250 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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8 Verschiedenes 51 

hier: Terminplan 2027 (siehe Anlage 5) 

Gegen den Terminplan für den Zeitraum des Jahres 2027 bis 
zur Landtagswahl erhebt sich kein Widerspruch. 

* * * 
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1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt durch die Fraktio-

nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; siehe Anlage 1) 

hier: Einstellung des RRX-Angebots in Nordrhein-Westfalen am 27. Juni 
2026 durch den Bahnbetreiber National Express  

Vorsitzender Matthias Goeken: Am 27. Juli 2026 ist form- und fristgerecht der Antrag 
der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen auf eine Aktuelle Viertelstunde 
eingegangen. Ich habe die Aktuelle Viertelstunde zugelassen und die Obleute entspre-
chend informiert.  

Eine Viertelstunde wird für dieses Thema, das uns alle am Wochenende intensiv be-
schäftigt hat, wohl nicht ausreichen. Wir haben für die heutige Sitzung die drei Ver-
kehrsverbünde sowie National Express eingeladen, und wir sollten uns zeitlich den 
Raum nehmen, den wir brauchen. Wir haben für unsere Sitzung auch insgesamt etwas 
mehr Zeit als sonst, da der Umweltausschuss heute nicht tagt. Dieses Thema ist für 
uns sehr wichtig, und deswegen lasse ich zu, dass wir es heute entsprechend breit 
diskutieren.  

In der Beantragung der Aktuellen Viertelstunde haben die antragstellenden Fraktionen 
angeregt, Vertreterinnen und Vertreter der für den SPNV in NRW verantwortlichen 
Zweckverbände sowie den Vertragspartner National Express einzuladen. Ich habe die-
sem Wunsch stattgegeben.  

Ich betone, dass ich mich herzlich bedanke, weil es eine sehr spontane, kurzfristige 
Einladung war, die nicht den üblichen Ladungsfristen des Landtags entsprach. Ich 
habe den Hörer in die Hand genommen und telefoniert. Sie alle haben zugesagt, so-
dass wir es auf diesem kurzen Dienstweg hinbekommen haben.  

Ich begrüße recht herzlich Georg Seifert vom VRR, Sven Kleine von go.Rheinland, 
Nils Werner vom NWL sowie Andreas Leue und Dr. Michael Hetzer von National Ex-
press. Ich bedanke mich sehr für das kurzfristige Erscheinen, aber ich glaube, es ist 
auch geboten, über dieses Thema zu sprechen.  

Wie verabredet, erhält nun jeder von Ihnen die Gelegenheit, ein kurzes Eingangsstate-
ment abzugeben. Daran schließt sich der Austausch mit den Ausschussmitgliedern an.  

Dr. Michael Hetzer (National Express Rail): Vielen Dank für die Einladung. – Bevor 
mein Kollege Herr Leue etwas zur Sache sagen und die Fakten sowie die zeitliche 
Entwicklung darstellen wird, möchte ich kurz auf den Kontext eingehen.  

An dem besagten Freitag letzter Woche blieb unser RE 5 aufgrund einer Überhitzung 
der Druckluftkompressoren auf freier Strecke in der Nähe des UN-Campus in Bonn 
liegen. Als nach einiger Zeit auch die Klimaanlage außer Funktion geriet, mussten wir 
den Zug mit ca. 475 Fahrgästen in Abstimmung mit der Transportleitung der DB In-
fraGO öffnen und im Anschluss auch evakuieren. Drei Fahrgäste mussten aufgrund 
der großen Hitze rettungsdienstlich versorgt und im Krankenhaus behandelt werden.  

Wir von National Express mussten am Freitagabend unter dem Eindruck dieses Vor-
falls, dass auf freier Strecke bei großer Hitze eine Evakuierung stattfinden muss, und 
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auch aufgrund des Fehlerbildes – das hat sich im Übrigen an dem Nachmittag bei 
ungefähr einem Drittel unserer gesamten Flotte gezeigt; Herr Leue wird gleich noch 
darauf eingehen – eine Entscheidung treffen. Es war offensichtlich, dass sich die kli-
matischen Bedingungen am Folgetag wiederholen würden, und wir mussten mit einem 
ähnlichen Verhalten der Fahrzeuge rechnen.  

Uns hat dabei natürlich zuallererst die gesundheitliche Unversehrtheit unserer Fahr-
gäste geleitet. Uns war aber auch wichtig, dass unsere Fahrgäste einen möglichen 
Ausfall unserer Zuglinien frühzeitig erfahren und somit Planbarkeit gegeben ist, damit 
sie bei der Hitze am Folgetag nicht unnötig am Bahnsteig stehen. Zeitgleich haben wir 
auch in der Presse mitgeteilt, dass von notwendigen Zugreisen abzusehen ist; das 
haben im Übrigen die DB und der BSN an dem Samstagnachmittag auch getan. Wir 
wollten deshalb am Freitagabend über die Einstellung des Betriebs am Folgetag ent-
scheiden, um diese beiden Aspekte zusammenzubringen.  

Wie Sie wissen, verantworten wir neben der Mobilität unserer Fahrgäste auch die Un-
versehrtheit und Sicherheit der Fahrgäste sowie unserer Mitarbeiter. Dieser Schutzge-
danke war in der Sache unsere Entscheidungsgrundlage. Ich würde sogar sagen, er 
war unverhandelbare Entscheidungsgrundlage. Die Wirtschaftlichkeit war an der Stelle 
kein Entscheidungskriterium. Insbesondere war das wirtschaftliche Risiko, das wir da-
mit eingegangen sind, diese Entscheidung so kurzfristig zu treffen, für uns zu dem 
Zeitpunkt zweitrangig.  

So viel als Vorrede; ich gebe nun an Herrn Leue zur genaueren Erläuterung des Her-
gangs und des Technisch-Betrieblichen ab.  

Andreas Leue (National Express Rail): Ich versuche, möglichst laiengerecht auszu-
führen. Wenn Sie spezifische technische Fragen haben, können Sie sie jederzeit gerne 
stellen.  

Wir haben schon eine gewisse Historie mit den Fahrzeugen, die uns leider am letzten 
Freitag und am letzten Samstag in einer Größenordnung ausgestiegen sind und die 
wir hitzebedingt abstellen mussten. Man kann eigentlich sagen: Es gibt nicht viel zu 
berichten. Seit 2019 laufen die Fahrzeuge relativ problemlos hinsichtlich Hitzethemen. 
Erstmals gab es dann in der Kalenderwoche 25 dieses Jahres, als es zum ersten Mal 
schon wärmer wurde – jenseits der 30 Grad – vereinzelte Fälle, dass wir hitzebedingt 
abstellen mussten. Wir haben damals aber noch kein Cluster an Störungen gesehen, 
das ausgelöst hätte, dass wir in einer Dimension wie jetzt entscheiden müssten.  

Am letzten Freitag häuften sich ab der Mittagszeit die Meldungen, dass ein Fahrzeug 
nach dem anderen ausgestiegen ist. Herr Dr. Hetzer hat es schon skizziert: Bis zu ca. 
ein Drittel unserer Gesamtflotte – die Fahrzeuge, die wir zur Verfügung haben – war 
bis zum Abend außer Betrieb.  

Technisch gesehen ist es so, dass jedes Fahrzeug über vier Kompressoren verfügt, 
die Druckluft erzeugen. Die Druckluft ist im Luftgerüst für verschiedenste Komponen-
ten nötig, unter anderem zum Beispiel für die Bremse, die Türsteuerung, die Toiletten 
usw. Die Kompressoren haben Lüfter, sie sind mit der Zeit aber überhitzt.  
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Die Kompressoren können sich auch untereinander aushelfen, um es mal laienhaft zu 
sagen. Wenn einer ausfällt, bleibt nicht gleich das Fahrzeug stehen oder gerät außer 
Betrieb. Es geht theoretisch bis zum letzten Kompressor, und die Fahrzeuge helfen 
sich auch untereinander. Wir fahren ja vertragskonform fast überall in Doppeltraktion, 
also mit zwei aneinander gekuppelten Fahrzeugen. Auch würde es noch reichen, wenn 
in einem Fahrzeug nur ein Kompressor funktioniert, in dem anderen aber noch drei. 
Aufgrund der Hitzeeinflüsse ist es am Ende aber so gewesen, dass ein Kompressor 
nach dem anderen ausgestiegen ist.  

Das Tragische an der Situation war zudem, dass über dieses Aussteigen der Kom-
pressoren keine proaktive Warnmeldung beim Lokführer aufschlägt. Der merkt das 
nach derzeitigem technischen Zustand erst, wenn bedauernswerterweise der Haupt-
luftleitungsdruck, also der Druck, der die Bremse versorgt, abfällt und die Bremse da-
mit anlegt. Das war auch der Grund, warum wir im Stadtgebiet Bonn mit einem Zug 
auf freier Strecke havariert sind. Letztlich ist der Zug eingebremst worden, weil kein 
Luftdruck mehr in der Hauptluftleitung war.  

Was ist dann weiter passiert? Es gibt natürlich ein Handbuch und einen Ablauf, wie 
Störungen zu beheben sind. Die Abhilfemaßnahmen, die uns schriftlich vorlagen, ha-
ben aber nicht funktioniert. Dann gab es als letzte Rückfallebene die Hotline von Sie-
mens. Dort ist gesagt worden: Macht bitte ein Fahrzeugreset. – Das heißt, der Trieb-
fahrzeugführer ist angehalten worden, das komplette System einmal herunterzufah-
ren, mit dem Ziel, es wieder hochzufahren. Es fuhr aber nicht wieder hoch. Dass die 
Fahrzeuge nach Resets nicht wieder hochfahren, ist wiederum nicht zum ersten Mal 
passiert.  

Letztlich ist durch das Nicht-Wiederhochfahren des Gesamtsystems als direkte Folge 
auch die Klimaanlage ausgefallen. Nachmittags in der prallen Sonne ist klar, dass der 
Fahrzeugkörper dann schnell überhitzt und auch der Fahrgastraum schnell Tempera-
tur aufnimmt. Wir mussten dann, wie Herr Dr. Hetzer beschrieben hat, in der Folge mit 
der Berufsfeuerwehr Bonn und dem Rettungsdienst evakuieren.  

So viel zu dem technischen Ablauf. Für uns war das einer der gewichtigsten Gründe, 
die Entscheidung in der Gesamtlage so zu treffen.  

Wir haben relativ schnell NX-intern einen Krisenstab zusammengerufen. Daran betei-
ligt sind die Leitstellen mit ihren Leitenden Angestellten, wir als Geschäftsführung, die 
Sicherheitsabteilung und die Techniker, um in der Entscheidungsfindung zu prüfen, ob 
es noch irgendwo etwas gibt, was das Ganze abmildert. Das ist uns aber leider bei all 
dem, was wir tun konnten, nicht gelungen.  

Wir haben auch die Firma Siemens zu später Stunde – ich meine, es war nach 22:00 
Uhr – noch dazuschalten können. Auch Siemens hat gesagt, dass es eigentlich alter-
nativlos ist, wenn es darum geht, in die Situation am Folgetag – der Samstag sollte ja 
noch ein, zwei Grad wärmer werden als der Freitag – so reinzugehen, dass man dieses 
Risiko einer Havarie wieder in Kauf nimmt.  

So ist letztlich die Entscheidung zustande gekommen. Ich habe versucht, es so schnell 
wie möglich, aber auch so klar wie möglich zu beschreiben.  
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Derzeit sind wir dabei, das ganze Thema zusammen mit Siemens und natürlich auch 
mit den Aufgabenträgern in enger Abstimmung weiterzubearbeiten, sowohl in Bezug 
auf die Diagnostik als auch in Richtung Zukunft hinsichtlich Analyse und Prävention. 
Auch eine Ihrer zentralen Fragen wird, da es grundsätzlich nicht kühler, sondern eher 
wärmer wird, sein: Wie kann man zukünftig den Betrieb mit diesen Fahrzeugen sicher-
stellen? Allerdings können wir dazu heute und hier leider noch keine Antwort geben. 

Georg Seifert (VRR): Ich möchte damit beginnen, das Thema „Fahrzeuge“ noch ein-
mal einzuordnen. Sie alle wissen, dass wir beim Rhein-Ruhr-Express im Jahre 2018 
der Firma Siemens nicht nur einen Auftrag für die Fahrzeuglieferung gegeben haben, 
sondern Siemens ist auch für die tägliche Verfügbarkeit aller Fahrzeuge verantwortlich. 
Das heißt, Siemens muss in den nächsten 32 Jahren einen einwandfreien Zustand 
und die Funktionsfähigkeit sicherstellen. Um es vorwegzusagen: Dieser beschriebene 
Fehler ist natürlich trotz extremer Temperaturen absolut nicht tolerierbar.  

Ich will das an einer Anforderung festmachen, die wir auch im Rahmen des Lastenhef-
tes – also wie das Fahrzeug auszulegen ist – definiert haben; an einer Norm im Klima-
bereich, innerhalb derer volle Funktionsfähigkeit der Fahrzeuge hergestellt werden 
muss. Wir reden über eine Bandbreite von -25 Grad bis 45 Grad, in der ein einwand-
freier Zustand der Fahrzeuge gewährleistet werden muss. Das ist übrigens beim 
Rhein-Ruhr-Express nicht eine Standardnorm für Westeuropa, sondern auch darüber 
hinaus, um sich zu allen Seiten abzusichern.  

Es handelt sich dabei auch nicht nur um eine Anforderung, sondern daran hängt, wenn 
das Fahrzeug etwas nicht leistet und gewisse Fehlerkategorien auftreten, am Ende 
viel, viel Geld. Insofern ist Siemens sehr dran gelegen, möglichst schnell den Fehler 
einzugrenzen und ihn zu beheben.  

Die Befundung des Fehlers ist bereits am letzten Wochenende gestartet, und zwar 
auch in einer Tiefe, bei der ich sagen muss: Da hat Siemens relativ schnell reagiert. 
Es wurden Experten von Siemens aus Erlangen, wo die Entwicklung von Fahrzeugen 
stattfindet, hinzugezogen, ebenso wie Zulieferer von Komponenten, die direkt einge-
setzt wurden. Seitdem arbeitet eine Taskforce direkt bei Siemens an der Eingrenzung 
des Fehlers.  

Eine gewisse Besonderheit ist, dass wir hier über ein Fahrzeug reden, das über eine 
erhebliche Sensorik verfügt. Das war früher im Nahverkehrsbereich so vielleicht nicht 
üblich. Man versucht, alle Daten zu analysieren und diesen Fehler einzugrenzen.  

Die Ursache – das kam vorhin schon durch – sind die Kompressoren. So weit sind wir 
schon in der Eingrenzung. Aber auch so ein Kompressor besteht aus vielen Einzeltei-
len. Stand gestern Abend reden wir hier – ich will nicht in technische Details einstei-
gen – über einen Verdichter, der wahrscheinlich zu Überhitzungen führt, was am Ende 
die Abschaltung zur Folge hatte.  

Ich kann bestätigen, dass in den letzten sieben Jahren, in denen die Fahrzeuge im 
Einsatz gewesen sind, dieses Fehlerbild überhaupt nicht auffällig war. Siemens prüft 
parallel; das Fahrzeug ist nicht nur bei uns im Einsatz, sondern deutschlandweit und 
auch europaweit in anderen Ländern. Dort sind zwar teilweise mal Auffälligkeiten in 
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diesem Bereich gemeldet worden, aber nicht in diesem Umfang und auch nicht mit 
vergleichbaren Auswirkungen.  

Heute, während wir hier im Landtag sind, findet eine sehr kleinteilige Befundung in der 
Werkstatt in Dortmund statt, auch unter Beteiligung von Mitarbeitern aus unserem Be-
reich. Aber wir haben auch noch einen Berater der DB Systemtechnik, Fahrzeugex-
perten aus Minden, dabei. Es wird mehr oder weniger eine komplette Zerlegung dieses 
Kompressors vorgenommen, um möglichst die Ursache zu finden, einzugrenzen und 
zu lokalisieren.  

Natürlich geht es in der Folge darum, nach dem Finden der Ursache sofortige Abhilfe-
maßnahmen einzuleiten und umzusetzen. Diese Umsetzung von Maßnahmen kann 
ich Ihnen heute noch nicht benennen. Wir sind noch damit beschäftigt – Siemens ist 
auch dabei –, die Probleme der Fahrzeuge zu analysieren. Ich will Ihnen allerdings 
sagen: Siemens ist derzeit überhaupt nicht auf dem Weg, irgendwie Fehler kleinzure-
den oder wegzudiskutieren, sondern versucht mit voller Kraft und höchster Priorität, 
den Fehler zu finden und dann natürlich auch den Mangel zu beheben, weil, wie gesagt, 
das gesamte Vertragswerk daran hängt. Wir werden auch von unserer Seite weiterhin 
alles daran setzen, dass Siemens seinen vertraglichen Verpflichtungen nachkommt.  

Noch eine Ergänzung: Dieses Fehlerbild ist Stand heute noch in Fahrzeugen der Flotte 
vorhanden. 13 Fahrzeuge waren es, glaube ich, heute, für die immer noch mehr oder 
weniger keine Verfügbarkeit hergestellt werden konnte. Sie stehen damit nicht für den 
Betrieb zur Verfügung. Die Konsequenz ist, dass es teilweise Einfachtraktion auf den 
Linien gibt. Das hat natürlich auch gewisse Auswirkungen auf die Fahrgäste.  

Nils Werner (NWL): Ich möchte einen kurzen Überblick geben, wie die Schienenver-
kehrsunternehmen insgesamt mit dem Hitzeereignis umgegangen sind. Über das 
RRX-Netz hinaus war die Lage im gesamten Schienenverkehr in Nordrhein-Westfalen 
und auch über die Landesgrenzen hinaus sicherlich angespannt. Diese extreme Hitze 
hat landesweit vielen Fahrzeugen zugesetzt; das konnten wir sehen. Es bestand aber 
die Sicherheit der Fahrgäste. Die muss an erster Stelle stehen.  

Wir haben neben den Fahrzeugproblemen gesehen, dass in der Infrastruktur an ver-
schiedenen Stellen Einschränkungen entstanden sind, die einen pünktlichen Betrieb 
nicht ermöglicht haben. Insgesamt können wir aber festhalten, dass alle Eisenbahn-
verkehrsunternehmen versucht haben, bestmöglich mit diesem Thema umzugehen.  

Bei verschiedenen Fahrzeugflotten mussten wir feststellen, dass Ausfälle teilweise nicht 
vermeidbar waren. Klimaanlagen, Antriebskomponenten oder weitere technische Sys-
teme konnten diesen außergewöhnlichen Belastungen teilweise nicht standhalten, so-
dass Fahrzeuge aus Sicherheitsgründen außer Betrieb genommen werden mussten.  

Bereits zu Beginn dieser Hitzewelle haben einzelne Verkehrsunternehmen Leistungs-
reduzierungen geplant und Fahrzeugreserven aufgebaut, um den Betrieb an anderer 
Stelle zu stabilisieren und auch rechtzeitig informieren zu können. Als die Temperatu-
ren dann aber am Wochenende ihren Höhepunkt erreichten, haben auch diese Maß-
nahmen vielfach nicht mehr ausgereicht. In einzelnen Netzen war deshalb zeitweise 
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nur noch eine stark eingeschränkte Restbedienung möglich, nachdem nach und nach 
weitere Fahrzeuge ausfielen.  

Dabei zeigt sich ein grundsätzlicher Zusammenhang: je älter die Fahrzeugflotten, 
desto größer die Herausforderungen. Aber wir haben gesehen, dass das kein allge-
meiner Grundsatz ist und auch neuere Fahrzeuge Probleme haben.  

Für die Zukunft müssen wir daraus Konsequenzen ziehen. In neuen Vergabeverfahren 
und in Verkehrsverträgen werden die Anforderungen an die Fahrzeuge noch gezielter 
auch auf zunehmende Hitzeereignisse ausgerichtet und entsprechend spezifiziert. 
Das machen wir heute schon in vielen Verträgen, haben damit aber nicht flächende-
ckend in der ersten oder zweiten Vergabewelle schon angefangen, sodass heute auch 
Fahrzeuge mit weniger spezifizierten Anforderungen im Einsatz sind.  

Gleichzeitig müssen wir gerade bei diesen Flotten die Ereignisse dieses Wochenendes 
bestmöglich aufarbeiten und auswerten. Wir müssen insbesondere untersuchen, wa-
rum einzelne Fahrzeugkonfigurationen auch unter diesen extremen Bedingungen 
funktioniert haben, während andere ausgefallen sind. Dieses Wissen müssen wir kon-
sequent nutzen und in die Weiterentwicklung bestehender und auch künftiger Fahr-
zeugflotten einfließen lassen.  

Sven Kleine (go.Rheinland): Ich möchte darauf zu sprechen kommen, wie bei dem 
Themenkomplex am Wochenende rund um NX und Siemens die Fahrgastinformation 
gelaufen ist. Wir sind am Freitagabend, am 26., persönlich von der Geschäftsführung 
von NX angeschrieben worden, dass für Samstagnachmittag dieser Ausfall geplant 
wird. Zwei Stunden später war auch die Pressemitteilung von NX schon auf dem Markt.  

Noch in der Nacht von Freitag auf Samstag – ungefähr um 01:30 Uhr – ist auch zug-
info.nrw, die Informationsplattform von uns Aufgabenträgern, die Sie und die Fahr-
gäste sehr gut nutzen, informiert worden. Dort sind auch die Meldungen für den Fol-
getag eingestellt worden.  

Die Lieferung der Echtzeitdaten von den Fahrzeugen an die zentrale Datendreh-
scheibe – nicht nur an zuginfo.nrw, sondern an alle Onlineauskunftssysteme und Apps, 
die diese Hintergrundinformationen benötigen – ist noch in der Nacht vollzogen wor-
den, um ungefähr 03:30 Uhr. Somit waren die Fahrgäste theoretisch in der Lage, am 
Samstagmorgen auf diese Informationen zurückzugreifen, wenn sie in die Apps und 
die Auskunftssysteme geschaut haben.  

Am Bahnsteig selbst sind diese Informationen – diese Sondermeldungen für die nach-
mittäglichen Ausfälle – etwas später angekommen. Sie sind erst mittags um 12:30 Uhr 
in die Fahrgästeinformationsanzeiger auf den Bahnsteigen eingespielt worden.  

In Summe erlaube ich mir, zu sagen, dass es eine vergleichsweise gute Information 
für die Fahrgäste war. Da sind wir leider an vielen Stellen etwas anderes gewohnt. Ich 
will das gar nicht beschönigen. Es war für diese Ad-hoc-Maßnahme und für diesen 
Sonderfall eine vergleichsweise gute Information.  

So viel von uns Aufgabenträgern und von NX zum Themenkomplex vom Wochenende.  
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Vorsitzender Matthias Goeken: Herzlichen Dank für Ihre Ausführungen. – Ich will 
zunächst dem Minister das Wort erteilen. Darauf folgen die Wortmeldungen der Aus-
schussmitglieder. 

Minister Oliver Krischer (MUNV): Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie uns hier Auskunft 
geben und sicherlich gleich auch für Fragen zur Verfügung stehen.  

Ich möchte für die Landesregierung deutlich machen: Auch wenn wir in den letzten 
Tagen extreme Temperaturen hatten – das ist sicherlich absolut außergewöhnlich, 
auch wenn wir uns in Zukunft wahrscheinlich darauf einstellen müssen, dass das in 
den Sommermonaten zum Regelfall wird –, so muss man hier, glaube ich, zwischen 
zwei Dingen unterscheiden.  

Das eine ist die Frage altersbedingten Zugmaterials. Das haben Sie auch angespro-
chen. Ich denke, das ist anders zu betrachten als die Fragestellung, dass der RRX mit 
den nicht nur vergleichsweise, sondern gemessen an der Betriebsdauer auch tatsäch-
lich neuen Fahrzeugen eigentlich nicht in solche Situation kommen kann. Sie haben 
dargelegt, dass das, was momentan stattfindet, eigentlich noch innerhalb der Parame-
ter liegt, die diese Fahrzeuge leisten können. Deshalb möchte ich sehr deutlich sagen, 
dass wir es nicht akzeptabel finden, in eine solche Situation zu kommen.  

Ich freue mich, zu hören, dass die Firma Siemens es hoffentlich mit dem nötigen Ernst 
behandelt, um diese Probleme schnellstmöglich abzustellen. Wir wissen ja nicht, wann 
wir wieder solche Temperatursituationen haben werden, in denen das Problem ent-
sprechend weiter auftritt.  

Ich möchte aber auch ausdrücklich den Aufgabenträgern und National Express dan-
ken, dass Sie vorausschauend gehandelt haben. Ich glaube, was wir vorhin gehört 
haben, zeigt, dass wir hier mit einer Situation konfrontiert waren, die einen Weiterbe-
trieb nicht zugelassen hätte. Jedenfalls stellt sich das im Moment aus unserer Sicht so 
dar. Es ist dann aber umso relevanter, dass das Problem gelöst wird.  

Was ältere Fahrzeuge und auch weitere Betriebsmittel angeht – es geht ja nicht nur 
um die Fahrzeuge, sondern auch um die Infrastruktur bei diesen Temperaturen –, müs-
sen wir jetzt systematisch daran arbeiten, aus diesen Tagen, aus dieser Hitzewelle die 
nötigen Konsequenzen zu ziehen und es systematisch aufzuarbeiten, um zu schauen, 
wie Betriebssituationen bei diesen Temperaturen gemeistert werden können. Das ist 
eine Zukunftsaufgabe.  

Eine Zukunftsaufgabe ist natürlich auch, bei allen in NRW im SPNV anstehenden In-
vestitionen Vorkehrungen zu treffen, dass wir mit solchen auch länger andauernden 
hohen Temperaturen umgehen können. Ich denke, diese Herausforderung wird sich 
in Zukunft noch ganz anders stellen, als sie sich in der Vergangenheit gestellt hat.  

Oliver Krauß (CDU): Vielen Dank, dass Sie heute dieser so kurzfristigen Einladung 
gefolgt sind. So eine Aktuelle Viertelstunde hat es meistens an sich, dass es keine 
Ladungsfristen gibt. Ich bedanke mich aber auch ausdrücklich bei den Kolleginnen und 
Kollegen des Ausschusses und beim Vorsitzenden, dass die Aktuelle Viertelstunde 
zugelassen wurde. Das zeigt, dass ein gutes parteiübergreifendes Miteinander unter 
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den Demokraten besteht, wenn es darum geht, Themen auf die Agenda zu setzen, die 
im wahrsten des Wortes brennen.  

Ich möchte als Vorbemerkung noch etwas voranstellen, weil im Nachgang gesagt wer-
den könnte, dass hier noch ganz andere Themen mitdiskutiert werden müssten. Ja, 
wir sehen auch die anderen Schwierigkeiten, die wir im Land haben, sei es das Stell-
werk in Wuppertal-Vohwinkel oder die Betriebsqualität auf diversen Linien. Aber wir 
haben uns aus aktuellem Anlass – da bitte ich um Verständnis – auf dieses Thema 
hier verständigt. Aber auch alle anderen Themen sind im Blick.  

Meine Wahrnehmung der Landesregierung ist – dafür ein ausdrückliches Danke-
schön –, dass direkt klar Position bezogen worden ist. Denn es ist den Menschen nicht 
zu vermitteln, warum in Zeiten, in denen wir uns in der Tat mit Klimaveränderungen 
auseinandersetzen müssen, Fahrzeuge, die in anderen Staaten wie Israel, wo es auch 
nicht ganz so kalt ist, fahren, hier Probleme bekommen; warum, wenn ein einzelner 
Kompressor ausfällt, die drei anderen Kompressoren das technisch nicht auffangen kön-
nen. Ich bin kein Techniker, aber das zeigt, dass wir das Thema angehen müssen.  

Den Fahrgast selbst interessiert auch nicht, wer dafür verantwortlich ist. Ob es der 
Aufgabenträger ist, ob es der Hersteller ist, ob es der Betreiber ist, das interessiert 
nicht. Wichtig ist, dass die Leistung nicht erbracht wird und dass Menschen – das ist 
auch gerade angeklungen – unter sehr erschwerten Bedingungen, um es noch freund-
lich auszudrücken, in dem Zug waren.  

Dass Sicherheit vorgeht, ist unbestritten. Das werden wir heute auch noch an anderer 
Stelle beim Vortrag zum Thema „Rheinbrücken“ hören. Es ist wichtig, dass gehandelt 
wird und auch gezeigt wird, dass wir hier keine Wahl hatten.  

Nichtsdestotrotz stellen sich Fragen. Ich habe mitgenommen – vielen Dank, Herr 
Dr. Hetzer und Herr Leue, dass Sie für einen kurzfristigen Austausch zur Verfügung 
gestanden haben –, dass wir heute noch nicht sagen können, was wir für die Zukunft 
besser machen können. Aber ich nehme auch mit, dass schon einmal feststeht, dass 
es hier an den Kompressoren lag. Am Freitag war das nämlich zunächst noch eine 
Mutmaßung. Die Fahrzeuge konnten nicht wieder hochgefahren werden.  

Zur Frage der täglichen Verfügbarkeit, für die Sie zuständig sind: Sind Wartungen ord-
nungsgemäß durchgeführt worden? Aus verschiedenen Zuschriften habe ich mitge-
nommen, dass, wenn keine ordnungsgemäße Wartung erfolgt, dies auch zum Ausfall 
eines Kompressors führen kann.  

Dann: Was ist der Unterschied zwischen dem Fahrzeug hier und dem Fahrzeug, das 
in Israel zum Einsatz kommt? Da gibt es, glaube ich, einen Leistungsunterschied. Ob 
dieser Leistungsunterschied irgendeine Auswirkung auf die Kompressoren hat, weiß 
ich nicht.  

Das Fehlerbild war bisher nicht auffällig, haben Sie gesagt. Ist das Alter der Fahrzeuge 
ein Problem? Es wurde gesagt, je älter die Fahrzeuge sind, desto größer sind die Her-
ausforderungen.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1262 

Verkehrsausschuss  01.07.2026 
61. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
Wir müssen natürlich schauen, dass, wenn wir die Verträge vergeben, ein Fahrzeugtyp 
den Anforderungen genügt. Für diese Anforderungen muss man kein großer Zukunfts-
forscher sein. Da stehen wir im Wort.  

Lange Rede, kurzer Sinn – ich will es nicht zu weit ausdehnen –: Wichtig ist, dass wir 
das Signal für die Menschen mitnehmen, dass wir verstanden haben und alles tun, um 
unsere Schienenverkehrsfahrzeuge zukunftsfest aufzustellen. Ich wohne in unmittel-
barer Nähe zum Bonner UN-Campus und habe dort selbst mit Betroffenen gespro-
chen. Es ist wichtig, aus diesen Ereignissen zu lernen, sodass wir den Menschen sa-
gen können: Das kann so nicht mehr vorkommen.  

Nichtsdestotrotz ist natürlich die Tatsache, dass Eisenbahnverkehrsunternehmen – 
nicht nur National Express, sondern allgemein und auch im Fernverkehr – einfach sa-
gen: „Wir raten von Reisen ab; wir stellen für sechs Stunden den Betrieb ein“, ein Zu-
standsbericht für dieses Land, den wir so nicht hinnehmen können.  

Ina Besche-Krastl (GRÜNE): Ich bedanke mich im Namen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, dass Sie kurzfristig so zahlreich hier erschienen sind und uns umfassend be-
richtet haben, wie es zu einem aus Fahrgastperspektive so unschönen Ereignis kom-
men konnte. Als Regiobahn-Betroffene sage ich: Ich bin sehr froh, dass es nicht ge-
brannt hat.  

Anschließend an das, was Minister Krischer gesagt hat: Ich finde es gut, dass Siemens 
dazu beiträgt, bei den Kompressoren usw. an Lösungen zu arbeiten. Ich habe nur den 
Verdacht, dass es angesichts des frühen Zeitpunkts im Sommer noch nicht die letzten 
heißen Tage gewesen sein werden. Ich meine, dass es Fahrgästen nicht zuzumuten 
ist, zu sagen, dass wir uns im Rahmen zukünftiger Vergaben um nachhaltige Lösun-
gen kümmern. Denn zum einen wissen wir, dass die RRX-Linien jetzt noch eine Weile 
unterwegs sein werden. Zum anderen möchten die Fahrgäste in NRW, die durchaus 
schon leidgeprüft sind und denen wir eine Menge Geduld abverlangen, eine Perspek-
tive haben.  

Sie müssen mir diese jetzt nicht nennen, wenn Sie sie noch nicht haben, aber ich 
möchte sagen, dass sowohl Aufgabenträger als auch Eisenbahnverkehrsunternehmen 
und Hersteller darstellen müssten, was die Perspektive für dieses Jahr und das 
nächste Jahr ist, da wir im Rahmen klimatischer Veränderungen damit rechnen müssen, 
dass es häufiger zu krassen Ausnahmetemperaturen kommt. Die Menschen legen zu-
dem Wert darauf, ein einigermaßen verlässliches Angebot vorzufinden – und in den 
Zügen nicht draufzugehen. Das ist der Anspruch, den die Fahrgäste haben.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Auch von unserer Fraktion herzlichen Dank, dass Sie 
uns Rede und Antwort stehen.  

Zur Technik: Es ist kein Thema, dass Kompressoren auch mal ausfallen können. Aber 
wie Herr Krauß schon sagte: Warum können, wenn einer ausfällt, die anderen drei 
nicht übernehmen? Herr Leue, Sie haben gerade versucht, darzustellen, dass die an-
deren auch unter Höchstbelastung waren und dass die Lüfter der Kompressoren aus-
gefallen sind. Sind das eigentliche Problem somit die Lüfter der Kompressoren gewesen? 
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Würde ein Austausch helfen, und dann ist alles wieder gut? Das muss wahrscheinlich 
Siemens erklären.  

Daran anschließend: Wenn ständig gewartet wurden, wie gerade deutlich wurde, wie 
kann es dann dazu kommen, dass bei der ersten – zugegebenermaßen großen – Be-
lastungsprobe ein Drittel Ihrer Fahrzeugflotte komplett aus dem Rennen genommen 
wird?  

Wichtig ist dann vor allen Dingen die Frage: Ist das sonst noch irgendwo in Deutsch-
land passiert? Siemens-Fahrzeuge werden ja auch anderswo – nicht nur in Israel – 
betrieben. Ich habe nicht wahrgenommen, dass ein komplettes Flächenland durch so 
massiven Zugausfall lahmgelegt wurde.  

Des Weiteren geht es mir um das Schadbild, das jetzt ermittelt wird. Es ist ja noch 
nicht ermittelt. Siemens wirkt mit, und wir alle hoffen mit allen Stakeholdern, dass es 
schnell zu ermitteln ist. Wie soll es dann weitergehen? Wir haben jetzt eine erhebliche 
Ausfallzeit gehabt. Viele Verbindungen für viele Fahrgäste sind ausgefallen, möglich-
erweise aufgrund von Siemens-Problematiken. Wird Siemens in Regress genommen? 
Wie sind da die weiteren Planungen?  

Außerdem: Wie viele Fahrgäste waren betroffen? Können Sie irgendwelche Hinweise 
dazu geben? 475 Menschen sind in Bonn gestrandet. Das sind schon sehr viele. Aber 
wenn über sechs Stunden zehn Regionalexpresse ausfallen, sind davon ja wesentlich 
mehr Leute betroffen gewesen, zumal sie wenige Alternativen hatten. Die Straßen wa-
ren überlastet und sind teilweise auch kaputt, der ÖPNV war auf den Schienenwegen 
überlastet. Welche Alternativen konnten die Leute, die unterwegs sein mussten, tat-
sächlich wählen? Es ging ja alles ein bisschen den Bach runter.  

Zuletzt habe ich eine Frage zu den zukünftigen Szenarien. Es klang schon an: Es wird 
nicht zum letzten Mal zu diesen Temperaturen gekommen sein, vielleicht sogar noch 
nicht einmal in diesem Jahr zum letzten Mal. Haben Sie aufgrund dieser Geschichte 
jetzt Notfallpläne entwickelt, die greifen, wenn vielleicht schon in zwei Wochen die 
nächste Hitzewelle anstehen könnte? Wie sieht es dann aus? Nehmen Sie dann wie-
der ein volles Drittel Ihrer Flotte aus dem Rennen und sagen: „Tut mir leid, liebe Fahr-
gäste; ihr kennt das Spiel“? Oder gibt es Alternativen, zum Beispiel alternative Fahr-
zeuge, alternative Strecken, die Sie bedienen können, oder was auch immer?  

Christof Rasche (FDP): Vielen Dank, dass Sie so kurzfristig gekommen sind. Aus 
meiner Sicht haben Sie absolut verantwortungsvoll und richtig gehandelt. Trotzdem ist 
es im Ergebnis natürlich Mist, dass es so viele Zugausfälle gibt.  

Ich komme noch einmal auf die Frage meiner Kollegin zurück: Gibt es bei Siemens 
vergleichbare Zugausfälle? Ich möchte es nicht nur auf Deutschland, sondern auch 
auf Westeuropa und Südeuropa beziehen. Dann hätte man vielleicht ein größeres 
Blickfeld. Dann wären wir nicht eine absolute Ausnahme.  

Zweitens. Können Sie ausschließen, dass es an einer Zugbestellung liegt? Denn wir 
haben als Zugbesteller festgelegt, wie der Zug auszusehen hat.  
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Klaus Esser (AfD): Vielen Dank, dass Sie heute so kurzfristig hier erschienen sind 
und Bericht erstattet haben.  

Ich habe keine weitere Frage. Die Fragen, die ich hätte, sind alle gestellt worden. Ich 
möchte allerdings betonen – das hat auch der Kollege Krauß gerade schon gesagt –, 
dass es nicht sein kann, dass dieses Land ab 34 oder 35 Grad stillsteht und in wesent-
lichen Teilen nicht mehr funktioniert. Dafür tragen Sie Mitverantwortung; dafür erhält 
Ihr Verkehrsunternehmen die Beauftragung und das Geld. Das ist ein Zustand, der 
absolut nicht haltbar ist, gerade vor dem Hintergrund, dass es noch sehr früh im Som-
mer ist und noch Hitzewellen kommen werden. Das ist – man kann das leider nur so 
deutlich sagen – inakzeptabel.  

Rein zufällig fiel mir eine Randnotiz der Süddeutschen Zeitung auf – gerade von die-
sem Tag, als diese Zugausfälle passierten –, dass wir vor genau 50 Jahren eine ähn-
liche, noch schlimmere Hitzewelle in Deutschland hatten, mit wochenlanger Trocken-
phase, mit ähnlichen Temperaturen. Das war aber damals die Phase, in der es von 
der Deutschen Bahn hieß – Sie kennen dieses Plakat, auf den Winter gemünzt, wo 
diese Lok durch die Schneewehe durchbricht –: Alle reden vom Wetter. Wir fahren.  

Heute ist ein bisschen Wetter, und nichts fährt mehr. Das ist ein Zustand, den wir so 
nicht akzeptieren können; den auch dieses Land nicht akzeptieren kann. Deswegen 
habe ich eine herzliche Bitte für die Zukunft – das habe ich aber aus Ihren Wortmel-
dungen schon so mitgenommen –: Man kann sich, was Technik, Zugbestellung an-
geht, immer hochrüsten, man kann alle Systeme immer super aktuell halten, aber viel-
leicht ist manchmal die stabilere, einfachere Technik die bessere Technik, weil sie bei 
Hitze resilienter ist und den besseren Service liefert. Das nur als Gedankenanstoß.  

Olaf Lehne (CDU): Ich möchte ergänzen, dass ich am Donnerstag ein ähnliches Er-
lebnis mit der Deutschen Bahn hatte. Es ist also nicht nur so, dass es Sie betrifft, son-
dern auch die Deutsche Bahn.  

Man steigt in Düsseldorf ein, und in Duisburg wird mitgeteilt, dass der Zug um einen 
Wagen verkleinert worden ist und es deswegen etwas enger würde. Man erlebt dann, 
dass man einen Sitzplatz reserviert hat, dieser Sitzplatz aber dreimal reserviert wurde 
und weitere Leute um einen herumstehen, die den auch gerne hätten. Man erlebt dann 
in Essen, dass der Zug erst einmal endgültig zum Stehen kommt, weil zu viele Leute 
an Bord sind und keine Sitzplätze vorhanden sind. In Dortmund wird der Zug dann 
endgültig gestoppt und geschlossen, weil die Toiletten nicht mehr funktionieren und 
die Klimaanlage den Betrieb eingestellt hat.  

Meine Frage: Liegen diese Ausfälle nur an der Technik, die nicht mehr leistungsfähig 
ist, oder auch daran, dass der Zug völlig überlastet ist, weil von Ihnen viel zu viele 
Leute transportiert werden? Den Eindruck habe ich nämlich zum Beispiel bei der Deut-
schen Bahn.  

Es ist schon ein paarmal angesprochen worden, und ich will die Peinlichkeit noch mal 
erläutern: Wenn wir in der Bundesrepublik meinen, dass der öffentliche Nahverkehr 
drei Tage lang nicht mehr funktionstüchtig ist und wir damit werben, dass niemand 
mehr einsteigen soll, dann ist das an Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten. Das muss 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 16 - APr 18/1262 

Verkehrsausschuss  01.07.2026 
61. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
jeder, der Bahn betreibt und fährt, zugeben. Das ist keine Schuldzuweisung, sondern 
einfach eine Feststellung.  

Mein Gedanke ist: Könnte man eventuell durch Zugangsbeschränkungen ab einer ge-
wissen Menge erreichen, dass Züge fahren können? Denn wenn ein Zug ausfällt, dann 
mögen diese Menschen nicht mehr transportiert werden, aber wenn man es be-
schränkt, dann können wenigstens diejenigen, die den anderen Zug gebucht haben 
und reinpassen, transportiert werden. Wenn man es aber so macht wie die Deutsche 
Bahn, dass oftmals überfallartig plötzlich die dreifache Anzahl an Menschen auf den 
Zügen ist, dann wundert es nicht, wenn nichts mehr fährt. Das ist mir nicht zum ersten 
Mal passiert. 

Vorsitzender Matthias Goeken: Das war eine große Anzahl an Fragen. Bitte verstän-
digen Sie sich untereinander, wer sie beantwortet. 

Georg Seifert (VRR): Ich will zunächst die Fragen zu Siemens erläutern. Zu den Kom-
pressoren hat Herr Leue zu Beginn schon etwas gesagt. Die Kompressoren sind re-
dundant ausgeführt. Das heißt, wir haben immer zwei Kompressoren im Fahrzeug, 
und auch der Ausfall eines Kompressors führt nicht dazu, dass mehr oder weniger 
direkt ein Stillstand stattfindet. Es müssen sämtliche Kompressoren den Geist aufge-
ben, damit es zu einem Stillstand des Zuges und dann zu einer Evakuierung kommt. 
Das ist eigentlich schon sehr nachhaltig.  

Auf der anderen Seite muss man bei der Menge, in der es hier stattgefunden hat, 
durchaus von einem Serienfehler sprechen, den wir in der gesamten Flotte haben. Das 
muss man so offen sagen. Ich will nicht spekulieren, aber hier kann es sich um ver-
schiedene Dinge handeln. Entweder gibt es eine Komponente oder eine Teilkompo-
nente, die den Anforderungen, die wir gestellt haben, nicht gewachsen ist, die also bei 
höheren Temperaturen nicht mehr die nötige Funktionalität hat. Es kann aber auch 
sein, dass hier ein verdeckter Mangel oder Verschleiß stattgefunden hat. Auch das 
kann sicherlich eine Ursache sein.  

Das hängt auch ein bisschen mit der Frage von Herrn Krauß zusammen: Wir und auch 
Siemens gucken uns sämtliche Flotten an, auch in Israel, Ägypten und natürlich in 
Deutschland. Eine Vergleichbarkeit ist derzeit noch nicht festzustellen. Es gab ge-
wisse, kleinere Auffälligkeiten, aber in der Dimension, wie wir es hier am Wochenende 
gesehen haben, ist es beim RRX wirklich speziell.  

Wir haben die älteste Flotte. Das heißt nicht – vom Alter her gedacht –, dass die Fahr-
zeuge nicht noch lange fahren können, aber mit Blick auf den möglichen Verschleiß 
einer Komponente ist festzustellen, dass wir die erste Flotte sind, für die der Desiro HC 
gebaut und auf die Schiene gebracht worden ist. Vielleicht wird der Mangel zukünftig 
auch in anderen Netzen auftreten, aber zeitlich verlagert.  

Es kann natürlich auch sein – das klang schon an –, dass man Teilkomponenten in 
der Instandhaltung anders behandeln muss, um die Funktionalität dauerhaft zu ge-
währleisten.  
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Dass der Mangel behoben werden muss und wir noch weitere heiße Tage erwarten 
können, ist klar. Das ist auch absolut unser Anspruch. Ich möchte an der Stelle nur 
noch mal sagen: Wir reden hier über das sogenannte RRX-Modell. Wir können von 
Glück sagen, dass wir einen Hersteller 30 Jahre lang an Bord haben und der Hersteller 
eigentlich auch vertraglich dazu gezwungen ist, Fahrzeuge wiederherzustellen und 
Mängel zu beseitigen. Bei Standardverträgen reden wir darüber, dass ein Fahrzeug 
ausgeliefert wird, es ein paar Jahre Gewährleistung gibt und die dann raus sind aus 
der Nummer. Wir haben hier eine Konstruktion, die wirklich gut ist. Der Hersteller ist 
gezwungen, diesen Mangel zu beseitigen. Ich glaube, das lässt hoffen. Trotzdem kann 
ich damit nicht die Erwartungshaltung erfüllen, dass das Thema nächste Woche kom-
plett erledigt ist.  

Dass hier viele Fahrgäste betroffen sind, ist keine Frage, und dass Siemens in Regress 
genommen wird, ist auch klar. Ein sogenannter Serienmangel ist ein Fehler; das ist 
eine Abweichung. Dieses Fahrzeug muss die Anforderungen, die wir gestellt haben, 
erfüllen, und das sind keine Anforderungen, die nur bei Fahrzeuglieferung gelten, son-
dern dauerhaft über 32 Jahre. Das ist ein Fehler, den diese Flotte jetzt mitführt.  

Es wird jetzt Zahlungen nicht in dem Maße geben, wie es ursprünglich, bis zum Worst-
Case-Fall letzten Samstag, als die Flotte überhaupt nicht verfügbar war, vorgesehen 
war. Das ist der sogenannte A-Fehler, die höchste Kategorie. Da gibt es überhaupt 
kein Geld. Darüber brauchen wir nicht reden. Das ist ganz klar.  

Dass unsere Zugbestellung die Ursache ist, das kann man, glaube ich, überhaupt nicht 
sagen. Ich habe schon versucht, es zu erläutern: Die meisten Anforderungen, die wir 
stellen, sind rein funktional, um die Verfügbarkeit definieren, dass dieses Fahrzeug 
über 32 Jahre immer funktionieren muss. Das ist sehr funktional. Die technische Um-
setzung obliegt dem Hersteller.  

Konkrete Anforderungen sind im Bereich der Anzahl der Sitzplätze gegeben und dass 
ein Monitor oder eine Klimaanlage oder eine Steckdose im Fahrzeug ist. Die anderen 
Dinge sind sehr funktional, aber durchaus an Normen angelegt. Wir haben die techni-
sche Ausführung des Kompressors, der da eingebaut worden ist, nicht beschrieben, 
sondern die funktionale Anforderung, dass das Fahrzeug immer funktionieren muss.  

Andreas Leue (National Express Rail): Ich kann noch etwas zur Betroffenheit ande-
rer Baureihen sagen. Mir ist zu einer weiteren Baureihe, die aber, meine ich, in NRW 
nicht zum Einsatz kommt, bekannt, dass diese auch große Probleme macht – mit dem-
selben Schadensbild, auch unter Hitzeeinfluss. Es handelt sich um die Baureihe Mireo 
463. Kollegen der Trans Regio beispielsweise berichten dies von der MittelrheinBahn, 
die dadurch erhebliche Beeinträchtigungen hat, vor allem im südlichen Teil. Da ist aber 
Rheinland-Pfalz, nicht NRW betroffen. 

Vorsitzender Matthias Goeken: Sind noch Fragen offen geblieben? 

(Oliver Krauß [CDU]: Der aktuelle Stand; die Fahrzeuge!) 
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Andreas Leue (National Express Rail): Aktuell sind noch zehn Fahrzeuge aufgrund 
von Hitzeschäden außer Betrieb. Und wir haben leider dadurch, dass die hitzebeschä-
digten Fahrzeuge vorgezogen werden, einen Rückstau in der normalen Wartung. Das 
heißt, dass wir in Summe derzeit knapp unter 20 Fahrzeuge von der 462-Flotte nicht 
im Einsatz haben.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Das bedeutet was?) 

– Grundsätzlich gibt es natürlich immer Reservefahrzeuge in dem Pool; das ist klar. 
Wir haben 84 Fahrzeuge zur Verfügung, die wir nicht alle für den Linienbetrieb brauchen. 
Wir fahren auf einzelnen Linien, bei einzelnen Zugleistungen derzeit Einfachtraktion, 
also halbe Kapazität. Aber es sind nicht 40 oder 50 % der Züge. Es ist überschaubar.  

Vorsitzender Matthias Goeken: Ich meine, Frau Kahle-Hausmann hätte noch danach 
gefragt, wie viele Fahrgäste an einem normalen Tag betroffen gewesen sind bzw. wären.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Ja, danke!) 

Sie sind ja 50 % der Zeit nicht gefahren. Kann man etwas dazu sagen?  

Andreas Leue (National Express Rail): Ich möchte mich einer Antwort darauf nähern 
und hoffe, dass man es nachvollziehen kann. Bei fünf betroffenen Linien im Stunden-
takt kommen wir innerhalb von sechs Stunden auf 30 Abfahrten pro Richtung, also 
insgesamt 60 Abfahrten mit einer durchschnittlichen Belegung von 800 Personen, 
würde ich sagen, zur Peak-Time tendenziell mehr. Wenn wir 1.000 Fahrgäste anneh-
men, kommen wir auf 1.000 mal 60, also 60.000 Fahrgäste, die betroffen sind. Das ist 
aber nur eine grobe Näherung. Ich wüsste nicht, wie ich mich besser nähern kann.  

Vorsitzender Matthias Goeken: Ich denke, das ist für die Einordnung wichtig. Die 
Frage ist ja berechtigt, um für die Zukunft zu wissen, was passieren könnte. Denn es 
sind 60.000 Bürgerinnen und Bürger, die Interesse hatten, die Bahn zu nutzen.  

Ich kann aus eigener Betroffenheit sagen: Ich habe meine Eltern – sie sind über 80 
Jahre alt – bewusst dazu angehalten, an dem Tag nicht mit dem Auto zu fahren, son-
dern die Bahn zu nehmen.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Hat ja gut geklappt!) 

Sie können sich vorstellen, was in der Chatgruppe der Familie los war.  

Die Bahn ist bei hohen Temperaturen eigentlich noch ein Verkehrsmittel, auf das man 
ausweichen will. Deswegen ist es, denke ich, ganz wichtig, dass wir vor die Lage kom-
men. Vielleicht wäre für zukünftige Ausschreibungen die Temperaturskala noch etwas 
höher anzulegen. Vielleicht machen das auch andere Länder, und sie haben stärkere 
Kompressoren.  

Die jetzigen Fahrzeuge sind noch 20, 25 Jahre lang im Einsatz. Weil Sie über Ver-
schleiß gesprochen haben, möchte ich das betonen. Sie müssen dann vielleicht von 
dem Unternehmen, das zu 99,9 % eine Verfügbarkeit der Fahrzeuge gewährleistet, 
eher getauscht werden. Darauf muss der Fokus liegen. 
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Ich will zusammenfassen, was die Kollegen gesagt haben: Das Bild, das wir nach au-
ßen abgeben, ist nicht das, was wir wollen. Wir verlieren gerade in dem Bereich, den 
wir ausbauen wollen, Vertrauen. Wenn das nicht funktioniert, wirkt es schädigend, un-
abhängig davon, wer fährt, ob DB oder andere. Die Bürgerinnen und Bürger unter-
scheiden nicht. Für sie ist der Bahnsteig ein Einstiegsmittel. Welcher Zug dann kommt 
und welche Farbe er hat, ist ganz egal.  

Ich muss sagen, dass ich vergangene Woche bei der hohen Temperatur mit einem 
uralten Zug gefahren bin, in dem man rechts und links die Fenster noch öffnen konnte. 
Leider ist er nicht dahin gefahren, wohin ich wollte, aber das ist ein anderes Thema. 
Aber zumindest hat es funktioniert, ihn zu klimatisieren. Wir müssen einfach gucken, 
dass wir resilient sind und dass wir die Fahrzeuge rüberbringen.  

Ich danke noch einmal recht herzlich für Ihr Erscheinen. Wir hoffen, dass wir noch 
einen aktualisierten Sachstand erhalten werden. Ich denke, es wäre für den Verkehrs-
ausschuss wichtig, das Thema in einer der nächsten Sitzungen noch einmal auf die 
Tagesordnung zu setzen. Sie müssen nicht alle kommen, aber vielleicht kann einer 
von Ihnen berichten, wie der aktuelle Stand ist. Das interessiert uns sowohl in Nord-
rhein-Westfalen als auch darüber hinaus.  

Herzlichen Dank. Es ist deutlich länger als eine Viertelstunde geworden; eher war es 
eine Stunde. Aber ich glaube, die fachlichen Beiträge und die Fragen waren berechtigt.  

Ich wünsche Ihnen einen guten Heimweg und einen guten Tag. 

(Beifall)  
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2 Infrastruktur und Bürger schützen – Abstandsflächen für Windindustrie-

 anlagen jetzt!  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/17453  

Ausschussprotokoll 18/1222 (Anhörung vom 19. Mai 2026)  

(Überweisung am 28. Januar 2026 an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie – federführend –, an 
den Verkehrsausschuss, an den Ausschuss für Bauen, Wohnen 
und Digitalisierung sowie an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche 
Räume) 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab. 
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3 Für eine zuverlässige und zukunftsfähige Mobilität – Nordrhein-Westfalen 

zum Testfeld und Vorreiter der autonomen Mobilität machen  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/19799  

(Überweisung am 19. Juni 2026 an den Verkehrsausschuss zur 
alleinigen Befassung) 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, am 7. Oktober 2026 
eine Sachverständigenanhörung durchzuführen. 
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4 Sachstand zur Bonner Nordbrücke (angemeldet durch die Landesregierung)  

– Gespräch mit der Autobahn GmbH des Bundes 

Vorsitzender Matthias Goeken: Es wurde mit den Obleuten vereinbart, Herrn Thomas 
Ganz, Direktor der Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland, für einen 
ergänzenden Bericht zur heutigen Sitzung einzuladen. Ich begrüße Sie, Herr Ganz, 
sehr herzlich und danke Ihnen für Ihr Kommen.  

Ich gebe zunächst Herrn Minister Krischer das Wort. 

Minister Oliver Krischer (MUNV): Danke, Herr Vorsitzender, dass Sie diesen Tages-
ordnungspunkt zugelassen haben.  

Wir hatten in der letzten Sitzung unter „Verschiedenes“ über die uns damals gerade 
bekannt gewordene Meldung der Sperrung der Bonner Nordbrücke berichtet. Das war 
zu dem Zeitpunkt sehr akut.  

Ich kann heute darüber berichten, dass seitdem ein intensiver Austausch insbeson-
dere mit dem Bundesverkehrsministerium und der Autobahn GmbH stattgefunden hat, 
was Verkehrsumleitungen und erste Maßnahmen angeht – noch am Tag der Sperrung. 
Der Bundesminister hat am übernächsten Tag einen Ortstermin gemacht, an dem ich 
auch teilgenommen habe. Wir haben dort vereinbart, dass das Bundesministerium un-
ter der Leitung der Staatssekretärin einen Lenkungskreis einrichtet, der seitdem arbei-
tet und sich mit der Thematik beschäftigt.  

Es ist natürlich in einer verkehrlich so herausfordernden Situation immer schwierig, von 
Dank zu sprechen, aber ich möchte mich von unserer Seite ausdrücklich für die gute 
Zusammenarbeit mit der Autobahn GmbH und dem Bundesverkehrsministerium, aber 
auch mit den vor Ort tätigen Akteuren, insbesondere der Stadt Bonn und dem Rhein-
Sieg-Kreis sowie der Bezirksregierung Köln, bedanken, dass wir in den letzten Wo-
chen diese schwierige Situation so, wie es in unseren Möglichkeiten steht, verbessern 
konnten.  

Was all die Fragen zum Bauwerk und zur Brücke angeht, will ich jetzt nicht weiter 
Stellung nehmen. Das kann Herr Ganz Ihnen sehr viel profunder und aus erster Hand 
darstellen.  

Ich glaube, wir haben hier eine sehr herausfordernde Situation, aber aus Sicht der 
Landesregierung handeln die Autobahn GmbH und das Bundesverkehrsministerium 
sehr verantwortungsvoll.  

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Im 
März war ich wegen der Rheinbrücke Bonn-Nord schon einmal hier im Ausschuss und 
habe eine Präsentation gehalten, nachdem wir die Rheinbrücke Bonn-Nord im Februar 
auf 7,5 t abgelastet, also die Lkw-Verkehre wegen der aktuellen Schadenslage am 
Bauwerk heruntergenommen hatten. Genauer gesagt ist die Schadenslage nicht an 
der Rheinbrücke selbst, sondern an der Vorlandbrücke. Wir reden immer von der 
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Rheinbrücke – das ist für uns umgangssprachlich so –, aber es geht um die Vorland-
brücke linksrheinisch.  

Ich habe damals beschrieben, dass wir ein dauerhaftes Monitoring bei dem Bauwerk 
haben. Wir haben ein Rissmonitoring, also eine Beobachtung des Bauwerks, wir ha-
ben Gutachter vor Ort, die statische Nachweise führen und das Bauwerk rechnerisch 
überprüfen. Unsere Bauwerksprüfer und auch externe Bauwerksprüfer begutachten 
das Bauwerk im Prinzip fast rund um die Uhr, wenn man so will.  

Nachdem wir die Lkw-Ablastung, also die Beschränkung auf 7,5 t, vorgenommen hat-
ten, ging der ganze Prozess der Beobachtung und Begutachtung natürlich weiter. Lei-
der mussten wir feststellen, dass die Schadensentwicklung an dem Bauwerk, dass 
sich Risse gebildet hatten, vorangeschritten ist. Das kam also nicht zum Stillstand, 
sondern das Bauwerk zeigte insgesamt weitere Schadensbilder. Das Rissbild am Bau-
werk hat sich verschlechtert.  

Man muss sich das nicht so vorstellen, dass am ganzen Bauwerk große, klaffende 
Rissen sind, sondern es sind durchaus kleine Risse, die man aber nachweisen und 
sehen kann. Es ist in Bewegung.  

Die Koppelfugen – das ist ein Bereich, in dem Spannglieder im Spannbeton gekoppelt 
sind; dort bildet sich eine Fuge im Bauwerk – haben sich weiter geöffnet. Wir haben 
auch die Schädigungen durch Korrosion an der Bewehrung sowie am Spannstahl wei-
ter untersucht. Teilweise haben wir Korrosionsschäden, die den Querschnitt des Stahls 
schon um 40 % reduziert haben.  

Darüber hinaus gab es einen Spanngliedausfall. Den hatten wir damals schon. Es gab 
weitere Spannglieder, die für die Lasten nicht mehr voll tragfähig waren. Diese Unter-
suchung ist nicht ganz so einfach, weil man dafür den Beton öffnen muss. Das Ganze 
ist ja monolithisch einbetoniert. Auch das ist untersucht worden.  

Insgesamt haben wir also strukturelle Schäden an dem Bauwerk gehabt. Diesen Be-
fund haben wir noch einmal gutachterlich von allen drei Gutachtern, die damit beschäf-
tigt sind, betrachten lassen, mit einer parallel laufenden Objektschadensanalyse, einer 
Materialuntersuchung zur Betongüte, zur Stahlgüte etc. Das lief alles parallel.  

Im Ergebnis ist Anfang Juni die Aussage gewesen, dass wir eigentlich ein überlagern-
des Schadensbild haben, also viele Schäden an dem Bauwerk, die sich so weit über-
lagern, dass wir im Moment keine Maßnahme gesehen haben, die die statischen Be-
dingungen so verbessert, dass wir das Bauwerk unter Verkehrslast weiterbetreiben 
können. Somit war, nachdem die Gutachten und Ergebnisse innerhalb kürzester Zeit 
vorlagen, relativ klar, dass wir das Bauwerk sperren und eine Wiederaufnahme des 
Betriebs des Bauwerks ausschließen mussten. Am 3. Juni mittags – es gab morgens 
noch die Besprechung, die Abstimmung – sind die Meistereien rausgegangen und ha-
ben das Bauwerk gesperrt. Das war der Entscheidungsprozess bis dahin.  

Was mir persönlich leidtut: Ich hatte am 11. März, als ich hier berichtet habe, noch 
einen etwas optimistischeren Blick, weil wir die Ablastung der Brücke vorgenommen 
hatten und davon ausgegangen sind, damit zunächst über die Zeit zu kommen, bis der 
Ersatzneubau fertiggestellt ist. Das kennen Sie; das ist eine Maßnahme. Die Planung 
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für den Ersatzneubau der Strombrücke, die auch eine ablaufende Restnutzungsdauer 
hat, läuft unter Volllast.  

Ich musste das leider nach rund drei Monaten revidieren. Das Bauwerk konnten wir so 
nicht weiterbetreiben. Wir haben dann gemeinsam mit dem Bundesverkehrsministe-
rium entschieden, dass wir das Bauwerk sperren.  

Zu dem Zeitpunkt, kurz vor der Sperrung, sind die wesentlichen Stakeholder, wie man 
immer so schön sagt, also das Landesverkehrsministerium, Abgeordnete, der Ober-
bürgermeister der Stadt Bonn, der Landrat des Rhein-Sieg-Kreises usw., telefonisch 
informiert worden, was jetzt passieren wird. Wir haben uns untereinander kurz abge-
stimmt und dann am 3. Juni das Bauwerk gesperrt.  

Was läuft aktuell? Nachdem die Entscheidung getroffen worden ist, dass wir das Bau-
werk so nicht weiterbetreiben können und auch keine Aussicht mehr besteht, das Bau-
werk in Betrieb zu nehmen, ist in dem besagten Lenkungskreis, der von Minister Kri-
scher skizziert worden ist, unter allen Beteiligten besprochen worden, wie wir jetzt zü-
gigst dazu kommen – das ist die oberste Prämisse –, den Verkehrsweg wieder zur 
Verfügung zu stellen, also eine Verkehrsverbindung über den Rhein wiederherzustel-
len, die für alle Fahrzeuge, sowohl Pkw als auch Lkw, wieder die Möglichkeit bietet, 
diese wichtige Rheinquerung zu nutzen. Gerade für die Region Bonn und für den 
Rhein-Sieg-Kreis geht es um eine extrem wichtige Verkehrsbeziehung.  

Wir haben verschiedene Varianten gegeneinander abgewogen. Das Reparieren und 
Verstärken des Bauwerks ist ausgeschieden. Also haben wir einen Plan geschmiedet, 
wie wir schnellstmöglich zu einem Ersatz kommen, sodass wir diesen Verkehrsweg 
wieder freigeben können.  

Wir haben dann in gemeinsamer Abstimmung die Entscheidung getroffen, dass der 
schnellste Weg ist, umgehend den Abbruch der Brücke vorzunehmen. Im Moment läuft 
das Vergabeverfahren für den Abbruch des Bauwerks, das zeitnah abgeschlossen 
sein wird, sodass die Brücke im Sommer und bis in den Herbst hinein – es handelt 
sich immerhin um ein 660 m langes Bauwerk – abgebrochen werden soll. Im Moment 
läuft das Verfahren, ich möchte aber zum Verfahrenstand und zu den Beteiligten aus 
vergaberechtlichen Gründen hier nichts sagen.  

Parallel bereiten wir die Ausschreibung für ein Ersatzbauwerk vor, das diese Verkehrs-
wege – wir brauchen vier Fahrstreifen, zwei in jede Richtung – in einer Baustellenver-
kehrsführung wiederherstellt, sodass wir die Rheinquerung wieder als Verkehrsweg 
nutzen können. Die Planungen dafür bzw. die Ausschreibungsvorbereitungen sind an-
gelaufen. Wir beabsichtigen, noch in diesem Jahr – also im Herbst und Winter; spä-
testens bis Dezember, also bis Abschluss dieses Jahres – den Auftrag zu erteilen, um 
eine Brücke, die diesen Erfordernissen gerecht wird, herzustellen und diese dann als 
Schnellmaßnahme wieder an die Rheinbrücke anzuschließen.  

Wir werden dafür sämtliche Vergabemöglichkeiten und Beschleunigungsmöglichkei-
ten nutzen. Wir unterhalten uns über Fertigteile, über Schnellbauweisen, über funktio-
nale Ausschreibungen und darüber, möglichst auch das Wissen der Bauwirtschaft mit-
zunehmen. Das steht im Fokus, mit dem Ziel – so ist es bis jetzt festgelegt –, spätes-
tens Ende 2028 den Verkehrsweg wieder freigeben zu können.  
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Das war nur im ersten Schritt das Thema „Vorlandbrücke und Wiederherstellung der 
Verkehrsbeziehung“. Parallel dazu gibt es Absprachen mit der Stadt Bonn. Es gibt 
diesen Lenkungskreis unter Leitung von Staatssekretärin Stutz, und darüber hinaus 
gibt es einen festen Arbeitskreis mit der Stadt Bonn, in dem versucht wird, Besonder-
heiten wie die innerstädtische Verkehrsführung, Umleitungskonzepte, die Optimierung 
der Baustellen rund um die Bonner Nordbrücke sowohl im Autobahnnetz als auch bei 
Straßen.NRW, bei der DB etc. zu koordinieren und möglichst schnell Entlastung her-
beizuführen.  

Eine Thematik, die der Stadt Bonn ganz besonders wichtig ist, will ich hier noch er-
wähnen: Man will schnellstmöglich zumindest die Nutzung für die Radfahrenden und 
für die Fußgänger wiederherstellen, um wieder über den Rhein zu kommen und dann 
womöglich ins ÖPNV-Netz oder Radwegenetz einzusteigen. Dazu gibt es mittlerweile 
Konzepte, die auch mit der Stadt vorbesprochen sind. Die müssen jetzt finalisiert wer-
den, sodass wir wahrscheinlich im Spätsommer, nach den Ferien, die Möglichkeit ha-
ben werden, wieder zu Fuß und per Rad über den Rhein zu kommen, um dann über 
eine Rampenkonstruktion wieder in das innerstädtische Netz zu kommen. Die Vorland-
brücke wird dann womöglich schon nicht mehr da sein, weil der Abbruch sehr zügig 
beauftragt werden soll.  

Im Moment müssen wir noch abwarten, welche Abbruchzeiten die Unternehmen uns 
anbieten. Es ist, wie gesagt, ein mehr als 600 m langes Bauwerk. Das können wir in 
der Innenstadt von Bonn – ich will es mal ein bisschen flapsig sagen – nicht einfach 
wegsprengen. Die Häuser stehen direkt nebenan; das muss anders gemacht werden.  

So viel zum Zustand der Brücke Bonn-Nord.  

Oliver Krauß (CDU): Vielen Dank, Herr Ganz, dass Sie uns heute und inzwischen 
auch regelmäßig besuchen und Rede und Antwort stehen. Danke, dass Sie auch ein-
geordnet haben, dass Sie hier bei Ihrem letzten Besuch zum Thema „Bonner Nordbrü-
cke“ nach bestem Wissen und Gewissen ausgesagt haben, um es mal ein bisschen 
juristisch auszudrücken. Das war damals der Sachstand.  

Insofern waren wir natürlich alle umso mehr überrascht über die Entwicklungen, die 
zum 3. Juni 2026 geführt haben. Ich bin dankbar für alle Bemühungen, diese harte 
Entscheidung abzuwägen, die aber, wie es so schön heißt, alternativlos war, denn 
Sicherheit geht vor. Es wurde abgewogen, ob es ein milderes Mittel gibt – sprich: wei-
tere Ablastung und Sperrung für Fahrzeuge über 3,5 t; das war anfangs, an dem Mor-
gen des 3. Juni, noch im Gespräch. Es war dann aber die richtige Entscheidung.  

Wenn Sie gestatten, möchte ich Ihnen in einem Punkt in der Sache widersprechen. 
Sie haben gesagt, wir hätten Fahrzeuge über 7,5 t von der Brücke genommen. Nein, 
das haben wir faktisch nicht getan. Wir haben sie verboten. Wir haben die Durchfahrt 
verboten, aber es sind viel zu viele noch drübergefahren. Sie dürften ihren Beitrag 
dazu geleistet haben, dass die Brücke weiter beschädigt worden ist.  

Wir haben das auch in der Aktuellen Stunde hier im Landtag sehr hinreichend erörtert. 
Selbst nach Installation der Waagen war zu beobachten: Es sind zu schwere Fahr-
zeuge gewogen worden, den Fahrern wurde signalisiert, auszufahren, sie haben dann 
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kurz gebremst, in dem Augenblick die Hemmschwelle überwunden, abgewogen, wie 
hoch das Risiko ist, erwischt zu werden, und wie hoch die Folgen sind – die kennen 
Sie: 100 Euro und ein Punkt –, und sie sind dann weitergefahren. Insofern haben wir 
in der Stadt Bonn erleben müssen, dass zwar die Ablastung angeordnet worden ist, 
aber ein sehr, sehr hoher Prozentsatz sich nicht daran gehalten hat. Eine Schranken-
anlage wäre vor Ort aufgrund der fehlenden, aber dafür erforderlichen Ableitungsstre-
cken nicht machbar gewesen.  

Ich habe eine Frage bezüglich der Sorge der Menschen vor einem Dominoeffekt. Wir 
wissen, dass die anderen Rheinbrücken – wir haben dazu gleich noch einen Tages-
ordnungspunkt – jetzt verstärkt in Anspruch genommen werden. Die A 4 – Eifeltor 
Köln – war am 3. Juni auch schon Thema. Finden da jetzt verschärfte Kontrollen statt? 
Befürchten Sie einen Dominoeffekt?  

Die Situation der Fußgänger und Radfahrer haben Sie dankenswerterweise schon er-
wähnt. Dafür wird es im Spätsommer mit einer separaten Zuwegung auf die eigentliche 
Strombrücke, die natürlich auch erneuert werden muss, eine Lösung geben.  

Dann haben Sie die Häuser, die Anwohnerinnen und Anwohner angesprochen. Ist für 
die jetzt ausgeschriebene Maßnahme der Abriss von Häusern erforderlich?  

Martin Metz (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Ganz, dass Sie heute erneut hier sind, um 
über die Bonner Nordbrücke und den Sachstand zu berichten. Ich kann mich vielem, 
was Kollege Krauß gesagt hat, anschließen. Wir als Grüne begrüßen es sehr, dass 
Bundesverkehrsminister Schnieder vor Ort war, dass er die hohe Priorität dieses Pro-
jekts betont hat, dass ein Lenkungskreis eingerichtet wurde.  

Wir alle waren in der Tat optimistischer und hatten gehofft, dass die Ablastung aus-
reicht. Diese Hoffnung ist enttäuscht worden, und die Auswirkungen in der Region 
Bonn/Rhein-Sieg sind groß.  

Auch wenn man sich so langsam daran gewöhnt – es ist nicht mehr jeden Tag eine 
Neuigkeit, dass es Stau gibt –, kann ich sagen: Für die Menschen vor Ort, die über die 
Kennedybrücke müssen, die über die Bonner Südbrücke müssen, die dort ewig lange 
im Stau stehen, ist das schon heftig. Auch der ÖPNV kommt nicht mehr hinterher. 
Denn es ist klar: Wenn sich auf der Buslinie die Fahrzeit verdoppelt, kann mit der be-
stehenden Anzahl an Bussen die Taktung nicht mehr gefahren werden.  

Auswirkungen gibt es auch auf Handwerksunternehmen und auf die Logistik. Ich habe 
heute Morgen noch beim Frühstück gehört, dass erste Arbeitgeber überlegen, die Ar-
beitsstätte zu wechseln, weil sie zum Beispiel immer vom Linksrheinischen ins Rechts-
rheinische müssen. Das ist es, was sich da jetzt abspielt. Das bleibt, selbst wenn es 
nicht mehr jeden Tag in den Schlagzeilen ist.  

Deshalb ist es gut, dass es den Lenkungskreis gibt. Auch wenn es nicht mehr diese 
tägliche Präsenz auf Landesebene hat, ist es gleichwohl wichtig oder vielleicht sogar 
besonders wichtig, einen langen Atem zu zeigen, damit alle Beteiligten, ausgehend 
vom Bund, mit der Situation, wie wir sie mindestens für zweieinhalb Jahre haben wer-
den, umgehen können.  
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Ich möchte noch kurz vorausschicken – ich hatte das im März schon erwähnt –: Ich 
denke, wir werden uns auch noch einmal mit dem Antrag, den wir zum Thema „Brü-
ckensperrung“ eingebracht haben, befassen. Denn einige Fragen müssen beantwortet 
werden, zum Beispiel dazu, dass die Unternehmen in der Region Bonn/Rhein-Sieg 
jetzt besonders gestraft sind, wenn sie den Umweg über die Kölner Südbrücke fahren 
und dafür noch zusätzlich Maut zahlen. Sie sind also länger unterwegs und zahlen 
mehr Maut, weil sie ja mehr Straße benutzen. Das ist die Belohnung für die Beein-
trächtigung, die sie da haben.  

Gleichzeitig fahren Lkws verbotenerweise über diese Brücken. Das wird auch per Maut 
elektronisch erfasst, aber man kann es nicht ahnden. Sie sind also über diese Brücken 
gefahren, die Mautdaten dürfen aber selbst in solchen Ausnahmesituationen nicht her-
angezogen werden. Es ist schon bemerkenswert, dass Lkws, die 30 t schwer waren 
und gar nicht über die Brücke fahren durften, in der Vergangenheit Maut für die Benut-
zung der Bonner Nordbrücke an den Staat bezahlt haben. Das ist interessant, und 
damit müssen weiter umgehen.  

Ich möchte jetzt konkret auf die Situation vor Ort eingehen und Fragen an Herrn Ganz 
formulieren. 

Erstens. Sie sagten, das Ersatzbauwerk werde in der 4+0-Verkehrsführung erstellt. 
Wie genau wird der Anschluss der Vorlandbrücke an die Strombrücke erfolgen? Denn 
die Strombrücke ist sechsspurig. Sie haben gesagt, es wird ein 4+0-Ersatzbauwerk für 
die Vorlandbrücke, wahrscheinlich als erste Hälfte einer möglichen Erweiterung oder 
eines möglichen Ausbaus. Wie kann das miteinander koordiniert werden?  

Damit hängt nämlich zweitens zusammen: Wenn man, wie zu vernehmen war, am 
Planfeststellungsverfahren für einen Ausbau festhält, würde dies bedeuten, dass man 
zumindest einen Engpass hat, weil eine 4+0-Führung natürlich nicht das ist, was vor-
her da war. Das heißt, dass es selbst dann, wenn Ende 2028 die Relation wieder be-
fahrbar ist, weiterhin ein Engpass bliebe. Haben Sie bereits erste Vorstellungen, wie 
das Planfeststellungsverfahren für den endgültigen Ausbau zeitlich laufen soll? Vor 
nicht allzu langer Zeit hieß es, Baubeginn solle Mitte der 2030er-Jahre sein. Gibt es 
schon eine überarbeitete Zeitplanung für dieses Planfeststellungsverfahren?  

Drittens. Sie haben gesagt – das war auch der Presse zu entnehmen –, dass die Kom-
plettverbindung auch für Lkws wieder freigegeben werden soll, wenn die Vorlandbrü-
cke wiedererrichtet ist. Das ist einerseits nachvollziehbar mit Blick auf die Unterneh-
men und viele andere. Gleichzeitig wissen wir, dass auch die Strombrücke marode ist 
und ersetzt werden muss. Sie hat den Traglastindex V, ist also in der schlechtesten 
Kategorie. Ich fände es fatal, wenn wir über die Vorlandbrücke, wenn sie neu errichtet 
ist, wieder 40-Tonner fahren lassen, um drei Jahre später wegen der maroden Strom-
brücke die ganze Verbindung wieder zu sperren. Wird also die Möglichkeit in Betracht 
gezogen, dass möglichst der ÖPNV und vielleicht auch Handwerker über die Brücke 
fahren können, aber nicht unbedingt wieder 40-Tonner? Denn wir wissen ja nicht, ob 
die Strombrücke die nächsten 10, 15 Jahre, die man vermutlich brauchen wird, noch 
durchhalten wird.  
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Julia Kahle-Hausmann (SPD): Genau daran möchte ich anschließen. Mir geht es gar 
nicht darum, bei der Strombrücke weiter Fahrverbote zu betreiben, aber wie sieht, da 
die Brücke so marode ist, Ihre Zeitplanung aus?  

Gerade ging es um das Planfeststellungsverfahren, aber Sie hatten zum Abriss der 
Vorlandbrücke gesagt, dass es nach den Vergaberichtlinien Zeitfenster gebe, um es 
möglicherweise zu verkürzen. Diese Verkürzungen würden sich auch für die Sanierung 
des gesamten übrigen Brückenteils anbieten. Es würde sich also anbieten, jetzt mög-
lichst viele Ressourcen in die Planfeststellung und dann die Durchsanierung der ge-
samten Bonner Nordbrücke zu stecken, wenn das geht. Sehen Sie da Möglichkeiten? 
Was müsste auf dieser Ebene oder einer weiteren, höheren politischen Ebene ange-
packt werden, damit die Bonner Nordbrücke in Gänze fertiggestellt wird und nicht, wie 
Herr Metz gerade sagte, erst mit der Vorlandbrücke angefangen wird, um in drei Jah-
ren die Strombrücke zu machen und dann doch irgendwie wieder in Sperrungen zu-
rückzufallen? 

Zweitens. Welche Schlüsse ziehen Sie aus dieser Situation für zukünftige Ablastun-
gen? Herr Krauß sagte es vorhin: Wir haben zwar die Fahrzeuge über 7,5 t verboten, 
aber nicht wirklich von der Brücke weggehalten. Die Bonner Nordbrücke ist da nur ein 
Synonym für alle möglichen anderen Brücken. Das gilt nicht nur für die rheinquerenden 
Brücken, sondern in ganz Nordrhein-Westfalen werden auch andere Flüsse oder Täler 
überquert.  

Gibt es Möglichkeiten, und welche Ebene hier oder auf Bundesebene muss bezüglich 
der Fahrer großer, schwerer Fahrzeuge anpacken? Ich sage das absichtlich etwas 
global und schwammig. Die verursachen Milliardenschäden für die gesamte Volkswirt-
schaft, wenn sie aus eigennützigen Gründen für eine frühere Brückensperrung sorgen 
oder dafür, dass die Sanierung nicht richtig durchgeführt werden kann. Welche Ebene 
muss was tun, damit wir diese Leute nicht nur aufgrund der Mautdaten ermitteln und 
zur Rechenschaft ziehen können, sondern ihrer möglicherweise auch noch auf ande-
ren Wegen habhaft werden? Denn wenn aus Eigennutz für das Unternehmen oder die 
eigene Freizeitplanung, wenn man nach Hause will, die Verbindung für die gesamte 
Bevölkerung im Bonner Norden eingeschränkt wird, muss dies doch irgendwie anders 
gehandhabt werden können als mit einem Achselzucken.  

Christof Rasche (FDP): Ich habe zwei Bemerkungen und zwei Fragen.  

Erstens. Unser Ziel bleibt für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen, dass nach 
Möglichkeit möglichst viele, wenn nicht sogar alle Brücken auch für den Lkw-Verkehr 
befahrbar sind. Wir wollen auf keinen Fall als Ziel ausgeben, dass es nur für den ÖPNV 
und für das Handwerk reicht. Nein, für den Wirtschaftsstandort brauchen wir die Brü-
cken grundsätzlich auch für Lkws.  

Zweitens zur Maut: Es wäre schön, wenn die Unternehmen eine Erstattung für diese 
großen Umwege, für die sie nichts können, bekämen. Ich erinnere aber daran, dass 
Schwertransporte, die reihenweise durch Deutschland und Nordrhein-Westfalen fah-
ren, bei fast jedem Transport einen Umweg von 100 km oder mehr fahren. Die brau-
chen dann auch eine Erstattung. Sonst wäre das heftig ungerecht.  
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Herr Ganz, es ist schön, dass Sie wieder bei uns sind. Meine erste Frage lautet: Gehen 
die Planungen für die Bonner Nordbrücke so weiter wie bisher, also auf jeder Seite 
eine Spur mehr?  

Die zweite Frage können wir vielleicht auch beim nächsten Tagesordnungspunkt be-
handeln. Es fließt ja jetzt viel mehr Verkehr über die Rodenkirchener Brücke. Besteht 
dort die Gefahr einer Überlastung mit negativen Folgen?  

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Eine 
Frage war, ob für das, was wir jetzt machen, der Abriss von Häusern nötig ist. Nein, 
wir werden das, was wir jetzt als Ersatzneubau herstellen, um den Verkehrsweg wieder 
freizugeben, innerhalb der Grenzen des vorhandenen Bauwerks herstellen. Wir wer-
den keine zusätzlichen Flächen außerhalb des bestehenden Bauwerks benötigen, um 
diesen ersten Teilüberbau zu erstellen. Das ist der Tatsache geschuldet, dass wir das 
ohne Planfeststellungsverfahren, ohne Baurechtsverfahren, ohne Eingriff in Rechte 
Dritter usw. machen müssen. Nur darüber kriegen wir die Geschwindigkeit hin.  

Das A und O ist es, den Verkehrsweg wieder freizustellen, damit wir die Verkehrssitu-
ation insgesamt tatsächlich entkrampfen. Die Region Köln/Bonn ist sehr prosperierend 
und noch ein starker wirtschaftlicher Motor. Wir werden dort weiterhin Verkehrszu-
wächse haben. Um dem Rechnung zu tragen und zu entlasten, müssen wir hier sehr 
schnell sein. Deswegen werden keine Häuser von dieser Bauphase betroffen sein. Es 
wird Lärmbelästigung geben – das ist klar, wenn eine Brücke abgebrochen wird –, aber 
keine Eingriffe in die Wohnbebauung.  

Es wurde dann eine Frage zu dem Thema „Dominoeffekte“ gestellt. Letztendlich ist 
jede Streckensperrung, jede Autobahnsperrung, jede Brückensperrung immer mit Ver-
kehrsverlagerungen verbunden. Wir haben in Nordrhein-Westfalen zwar ein sehr dich-
tes, aber das am stärksten belastete Autobahnnetz Europas. Wir haben keine Redun-
danzen im Netz, wir haben keine Ausweichrouten, die nicht mit Stau geplagt sind. Auf 
der Rheinschiene sind rauf und runter alle Strecken voll, ob die A 57, die A 3 oder die 
A 59. Jede Verkehrsverlagerung auf andere Strecken aufgrund einer Vollsperrung 
oder einer nicht befahrbaren Brücke geht auf die Substanz der anderen Strecken. Das 
sieht man auch in Verdrückungen der Fahrbahn; nicht nur die Brücken, sondern auch 
die Fahrbahnen selbst leiden.  

Wir müssen – das ist das Ziel der Autobahn GmbH und auch Auftrag des Gesetzge-
bers – schnellstmöglich das Netz in einen Zustand versetzen, die Verkehrswege wie-
der verträglich abbilden und abwickeln zu können. Dabei müssen wir immer bedenken: 
Da wir keine Redundanz im Netz haben, können wir nicht alles parallel und gleichzeitig 
machen. Dann wird niemand mehr fahren können. Man muss es nacheinander ma-
chen. Die Bauwerke und die Strecken, die dann die Ausweichrouten übernehmen, 
müssen wir in einem Zustand halten, der das ermöglicht. Wir müssen sie beobachten.  

Ich habe für die gesamte Umleitungsstrecke für die Brücke Bonn-Nord veranlasst – es 
geht im Prinzip um die Hauptumleitungsstrecke A 59 rechtsrheinisch Richtung A 4, 
dann die Rodenkirchener Brücke und dann wieder zurück –: Wir werden sämtliche 
Bauwerke auf der Strecke, die für uns von besonderer Bedeutung sind, eine gewisse 
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Größe haben usw., einem speziellen, digitalen, teilweise KI-gestützten Monitoring un-
terwerfen, um zu erfassen, was mit den Brücken passiert, um rechtzeitig reagieren zu 
können.  

Wir haben auf dieser Umleitungsstrecke ein Nadelöhr: die Rodenkirchener Brücke. Auf 
die komme ich aber später, beim nächsten Tagesordnungspunkt, noch zu sprechen, 
deswegen will ich jetzt nicht zu viel dazu sagen. Da sind jetzt die Fahrbahnübergänge 
hergestellt worden, bzw. sie werden gerade hergestellt. Die mussten neu gemacht 
werden, um über die Zeit zu kommen. Wir haben noch Probleme aufgrund von durch 
Lkw-Verkehre kaputt gefahrener Fahrbahnen. Die werden noch ausgebessert. Das 
werden wir alles noch parallel machen, um den Verkehrsfluss dort besser zu halten.  

Es gibt auf vielen anderen Strecken noch Baustellen. Das werden Sie wissen, wenn 
Sie in der Region unterwegs sind.  

Bezüglich der Erfahrungen mit zu schweren Lkws habe ich schon berichtet, als ich das 
letzte Mal über das StrAB-Projekt informiert habe, das wir zu Ausweichrouten und Um-
leitungsverkehren gemacht haben. Da tauchte irgendwann mal die Wiehltalbrücke auf, 
da tauchte das Eifeltor auf. Sie kennen unsere Aktion aus dem letzten Jahr. Da haben 
wir, glaube ich, auch hier berichtet. Da haben wir gemeinsam mit dem Landesver-
kehrsministerium die ausdrückliche Bitte geäußert: Achtet darauf, dass die Lkws nicht 
überladen sind, nicht zu schwer sind. Der 44-Tonnen-Lkw entspricht ungefähr einer 
Belastung durch 60.000 Pkws. Das ist nachlesbar; das ist der Standardwert, den wir 
annehmen.  

Eine Herausforderung sind aber nicht nur die 44-Tonnen-Lkws, sondern viele Lkws 
haben zu hohe Achslasten. Das ist das Hauptproblem. Viele Lkws haben überladene 
Achsen. Diese Achslasten stampfen jedes Mal auf die Brücke; sie schlagen da rein 
und sorgen dafür, dass das Bauwerk leidet. Zulässig sind 11,5 t. Wir haben aber viele 
kleine Lkws, die von außen aussehen wie ein 11-Tonner oder ein 15-Tonner, aber 
falsch beladen sind und mit Achslasten von 14 oder 15 t fahren. Die sind schädlicher 
als der 44-Tonnen-Sattelzug. Das kann man nicht erkennen, wenn es darum geht, 
Verkehr bzw. den Schwertransport rauszunehmen. Man kann dem Lkw von außen 
nicht ansehen, dass er überladen ist und mit falschen Achslasten fährt. Das geht nur 
mit Wiegeanlagen und Schrankenanlagen.  

Das werden wir jetzt an der Wiehltalbrücke machen; ich hatte es angekündigt. Wir 
werden das Eifeltor kurzfristig mit einer Schrankenanlage ausstatten, weil die Bau-
werke mit hinsichtlich der Achslasten überladenen Lkws befahren werden.  

Wie kann man dem begegnen? Das kann man nur an den Gesetzgeber weitergeben. 
Es ist gerade schon gesagt worden: Es wird mit 100 Euro und einem Punkt geahndet, 
aber die Brücken gehen kaputt. Da muss der Gesetzgeber handeln. Aber da halte ich 
mich mal raus. Ich bin kein Politiker, sondern ich bin Direktor der Niederlassung Rhein-
land der Autobahn GmbH. Ich bin für den technischen Zustand zuständig.  

Ich kann sagen, dass das Thema „Brücken“ bei der Autobahn GmbH und beim Bun-
desverkehrsministerium, also bei unserem Gesellschafter, höchste Priorität hat. Be-
züglich der Bonner Nordbrücke kann ich mit großer Sicherheit zusagen, dass wir mit 
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Mann und Maus, am Samstag und am Sonntag, tagtäglich dran sind, um das schnellst-
möglich hinzubekommen.  

Der erste Schritt ist der kurzfristige Abbruch. Man muss es sich vorstellen: Am 3. Juni 
haben wir gesperrt, und wir wollen jetzt im Juli idealerweise den Auftrag für den Ab-
bruch erteilen. Das sind keine vier Wochen für ein Vergabeverfahren. Wir wollen im 
Herbst oder Ende des Jahres den Neubau beauftragen. Das alles sind Rekordge-
schwindigkeiten. Das macht niemand mal eben so nebenbei im normalen Workflow; 
daran ist wirklich mit Volllast zu arbeiten.  

Ich kann auch sagen, weil die Frage aufkam: Die Planung des Ersatzneubaus der 
Rheinbrücke und der restlichen Bauwerke hat bei uns weiterhin höchste Priorität. Um 
die Planung des Ersatzneubaus der Rheinbrücke müssen sich aber andere Kollegen 
kümmern als um das Bauwerk „Vorlandbrücke“. Da ist eine andere Fachlichkeit ge-
fragt. Wir hatten es beim letzten Mal schon angekündigt: Die erste Planungsstufe zur 
Vorzugsvariante muss noch abgeschlossen werden. Da rutschte jetzt ein bisschen die 
Vollsperrung der Vorlandbrücke rein. Das wird aber trotzdem zum Abschluss gebracht, 
und dann werden wir umgehend mit der Entwurfserstellung beginnen und dann auch 
zügig das Planfeststellungsverfahren einleiten.  

Zur Restnutzungsdauer bzw. zu dem Traglastindex an den Bauwerken hatte ich schon 
berichtet, ich werde aber beim nächsten Tagesordnungspunkt bezüglich der anderen 
Rheinbrücken noch etwas dazu sagen. Die Variantenentscheidung wird jetzt irgend-
wann im Sommer erfolgen. Der Sommer reicht ja bis in den September hinein; ich bin 
sehr optimistisch, dass wir bis Ende September etwas haben werden. Das ist auch ein 
Thema, das wir im Lenkungskreis besprechen werden.  

Eine Frage wurde auch zur Anzahl der Fahrstreifen gestellt. Das soll jetzt gar nicht das 
Thema „Ersatzneubau der Vorlandbrücke“ betreffen, aber es gibt einen gesetzlichen 
Auftrag, und nach dem Bundesverkehrswegeplan – der ist durch den Bundestag be-
schlossen – haben wir wegen der hohen Verkehrslast den gesetzlichen Auftrag, die 
A 565 auf sechs Fahrstreifen durchgehend befahrbar zu bauen. Das ist der Auftrag an 
die Autobahn GmbH, und diesen gesetzlichen Auftrag werden wir umsetzen, solange 
er besteht.  

Vielleicht ein kleiner Exkurs: Wenn eine neue Rheinbrücke gebaut wird, wird sie so 
hergestellt – das ist bei allen Rheinbrücken bzw. Großbrücken so, ob Rahmedetalbrü-
cke auf der A 45, die Rheinbrücke Leverkusen oder die Rheinbrücke Neuenkamp 
etc. –, dass das Bauwerk redundant ist. Das heißt, bei Großbrücken sind es immer 
zwei nebeneinander liegende Brückenbauwerke jeweils für eine Richtungsfahrbahn. 
Das wird so gemacht, damit beim Ausfall einer Brücke oder bei einer schweren Repa-
ratur – Fahrbahnübergang, eine Seilkonstruktion, Schweißnähte usw. –, bei der Arbei-
ten anstehen, die nicht am Wochenende gemacht werden können, trotzdem der Ver-
kehrsfluss aufrechterhalten werden kann, indem auf das andere Bauwerk ausgewi-
chen wird, in der Regel in einer 4+0-Baustellenverkehrsführung. Daraus ergeben sich 
die Breiten für die einzelnen Richtungsfahrbahnen.  

In der Regel werden dafür 12,50 m benötigt. Bei einer dreistreifigen Richtungsfahrbahn 
plus Standstreifen kommt man auf diese 12,50 m. Damit ist sichergestellt, dass in der 
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Baustellenverkehrsführung mit 4+0 gefahren werden kann. Und wir machen immer 
zwei Bauwerke, denn wenn eine Brücke in der Größenordnung neu gebaut würde – 
ich spreche jetzt mal von einer zukünftigen Rheinbrücke – und eine Rheinbrücke in 
der Bauweise hergestellt werden würde, wie sie heute dort steht, ist klar, dass in zehn 
Jahren Reparaturen und erneut Vollsperrungen bei dem Bauwerk anstehen werden. 
Das ist keine zukunftsfeste Investition.  

Zum Thema „Mauterfassung“ kann ich nichts sagen. Das ist letztendlich auch ein 
Thema der Politik, wie mit den Mautdaten gearbeitet werden kann.  

Es wurde dann noch eine Frage nach dem temporären Anschluss gestellt. Ja, dieser 
Ersatzneubau der Vorlandbrücke wird temporär an die Rheinbrücke angeschlossen 
werden müssen. Sie haben recht: Die Rheinbrücke hat eine breitere Konstruktion als 
diese Vorlandbrücke. Da wird eine Übergangskonstruktion vorgesehen. Es wird vo-
raussichtlich – das Vergabefahren läuft jetzt erst an – eine Stahlüberbaukonstruktion 
in dem Übergang sein, um in richtiger Spurbreite von der Vorlandbrücke auf die Rhein-
brücke zu kommen.  

Zukünftige Ablastungen für die Rheinbrücke sind angesprochen worden. Wir werden 
jetzt die Chance nutzen. Die Rheinbrücke hat den Traglastindex V wie übrigens die 
anderen Rheinbrücken auch. Das ist der Verkehrsentwicklung der letzten 30, 40 Jahre 
geschuldet. In den 60er-, 70er-Jahren hätte niemand gedacht, dass diese Verkehrs-
mengen auf unseren Autobahnen unterwegs sind. Deswegen sind die Verkehrsmo-
delle bzw. die Ergebnisse heute ganz andere als vor 40 oder 50 Jahren prognostiziert.  

Darüber hinaus haben sich ganz andere Stahlbaunormen und -konstruktionen erge-
ben, vor allem die Dauerhaftigkeit von Bauwerken betreffend. Damals, in den 60er-
Jahren, wusste man das einfach nicht. Heute wissen wir es.  

Wenn man die heutigen Verkehrslastzahlen auf ein nach alter Norm erstelltes Bauwerk 
bringt, bei dem bezüglich der Nachweise noch von ganz anderen Belastungsbildern 
ausgegangen worden ist, dann stellt man fest, dass die Brücken überlastet sind, also 
deutlich mehr Lasten tragen müssen, als nach neuer Norm überhaupt ihre Tragfähig-
keit wäre. Da kommt dann der Traglastindex V heraus.  

Der Traglastindex V ist die höchste Stufe. Das heißt, das Bauwerk hat die höchste 
Überlastung bei einem heutigen rechnerischen Nachweis. Für einen Neubau existiert 
das heute so nicht mehr; das ist ja klar. Aber die Bauwerke haben einfach Verkehrs-
lasten, die viel, viel höher sind als das, was wir ursprünglich angenommen haben.  

Ich mache es mal am Beispiel Leverkusen fest; da habe ich es noch im Kopf. Die 
Rheinbrücke Leverkusen ist mit einer Verkehrsprognose von 80.000 Fahrzeugen und 
einem Lkw-Anteil von 10 % gebaut worden. Als wir Leverkusen zugemacht haben, 
waren es 120.000 Fahrzeuge bei einem Lkw-Anteil von 20 %. Ich habe es gerade 
gesagt: Diese zusätzlichen Lasten, die auf die Bauwerke gekommen sind, sind gigan-
tische Zahlen. Und das ist nicht nur bei der Rheinbrücke Leverkusen so, sondern auch 
in Rodenkirchen und eigentlich bei jeder Rheinbrücke. Neuenkamp mussten wir auch 
deswegen neu bauen; das ist überall so. All diese Bauwerke aus den 60er- und 70er-
Jahren sind von diesen Herausforderungen betroffen.  
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Es gibt das groß angelegte Brückenmodernisierungsprogramm, und da stehen alle 
Rheinbrücken drin. Die werden nämlich alle sukzessive neu gebaut werden müssen. 
Auch das haben wir, meine ich, hier schon mal berichtet.  

Die Planung für den Neubau geht weiter. Auch zu den 11,5 t Achslast und den 44-
Tonnern habe ich etwas gesagt.  

Zu den Strafmaßnahmen des Bundes: Die 100 Euro und ein Punkt reichen meiner 
persönlichen Meinung nach nicht aus, um Änderungen herbeizuführen.  

Martin Metz (GRÜNE): Meine erste Nachfrage schließt daran an. Ich hatte gefragt, ob 
es schon einen überarbeiteten Zeitplan für das Planfeststellungsverfahren für den Aus-
bau gibt, weil es Anfang 2025 noch hieß, dass ein Planfeststellungsverfahren gemacht 
werde und Baubeginn Mitte der 2030er-Jahre sein solle. Das war die Aussage Anfang 
2025 zu dem kompletten Ersatzneubau des Brückenzugs, was ja dann eine Fertigstel-
lung im Jahr 2040 oder so bedeuten würde.  

Gibt es vor dem Hintergrund der erhöhten Priorität und auch der neuen Situation für 
den endgültigen Ausbau – so, wie er gedacht ist; Entwurfsplanung, Planfeststellungs-
verfahren, Baubeginn, Fertigstellung – schon einen überarbeiteten Zeitplan?  

Ich habe etwas geschluckt, als gesagt wurde, dass die Strombrücke auch für 44-Ton-
ner wieder freigegeben werden soll. Einerseits kann ich das nachvollziehen, anderer-
seits haben Sie den Traglastindex V bestätigt. Bis die erste Hälfte der neuen Brücke 
steht, wird es vermutlich mindestens 2035 sein. Das heißt, die Strombrücke wird, wenn 
sie 2028 freigeben wird, noch viele, viele Jahre durchhalten müssen.  

Meine Frage lautet in dem Zusammenhang: Wäre das ein Zeitpunkt, um zumindest 
Vorkehrungen baulicher Art für eine Wiegeanlage oder für Kontrolltechnik zu machen? 
Es wäre ja katastrophal, wenn die Vorlandbrücke neu ist und dann wieder 44-Tonner 
drüberfahren – vielleicht auch wieder überladene Lkws mit 60 t oder mit falschen Achs-
lasten. Wenn wir dann immer noch keine Möglichkeit haben, diese Lkws zu wiegen 
und abzuleiten, und dann nach zwei, drei Jahren die Strombrücke in die Knie geht, 
funktioniert gar nichts mehr. Dann wäre die Nordbrücke wieder auf Jahre dicht. Könnte 
man also zumindest jetzt in dem Verfahren die Zeit für bauliche Vorkehrungen nutzen, 
um sicherzustellen, dass man die Kontrolle darüber hat, was dann noch über die pro-
visorisch fertiggestellte Verkehrsverbindung fährt? 

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Zum 
Thema „Planfeststellung“: Beim Ersatzneubau der Strombrücke war für uns neben der 
Vorlandbrücke natürlich der Hauptfokus, dass wir den Verkehrsweg aufrechterhalten. 
Da gab es eine Zielvorgabe – Sie haben sie richtig zitiert –, dass wir bis Ende 2034 
die Strombrücke entlastet haben. Das war unser Ursprungsplan. „Entlastet“ bedeutet: 
Ein erstes Teilbauwerk ist da, und der Verkehr kommt runter von der Brücke und fährt 
über das neue Teilbauwerk, sodass man im Prinzip lastfrei ist. Das war der Plan.  

Selbstverständlich arbeiten wir gerade daran, den Plan insgesamt zu beschleunigen, 
vor genau dem Hintergrund, den Sie beschrieben haben. Das gilt aber auch für die 
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anderen Rheinbrücken und für die anderen Großbrücken, die wir haben. Wir ziehen 
da zusammen.  

Unser Plan, der jetzt aus der Not heraus beschleunigt wird, hängt damit zusammen, dass 
wir an der Stelle ein riesiges Nadelöhr haben. Und er steht unter dem Vorbehalt, dass 
die Dinge, die wir jetzt vorbereiten, ineinandergreifen. Ich will den Ball ein bisschen 
flach halten, weil wir uns noch in der Vorplanung befinden – sie ist noch nicht abge-
schlossen; es ist ein weiter Blick nach vorne –, aber wir verfolgen den Plan, im Jahr 
2028 das Planfeststellungsverfahren einzuleiten. Das Projekt gilt als von besonderem 
öffentlichen Interesse. So ist es im Bundesgesetz festgelegt bei der Rheinbrücke 
Bonn-Nord. Es wird also ein Planfeststellungsverfahren von besonders kurzer Dauer 
sein.  

Die Überlegung, auf ein Planfeststellungsverfahren insgesamt zu verzichten, haben 
wir auch angestellt. Im Moment sehen wir Chancen dafür angesichts der aktuellen 
Gesetzeslagen leider noch nicht und bei zukünftigen Gesetzen, die entwickelt werden, 
nur eingeschränkt, weil wir auf der rechtsrheinischen Seite ein FFH-Gebiet haben: die 
Siegaue. Die liegt direkt neben der Autobahn. Das neue Projekt wird ein bisschen von 
der Siegaue abgerückt sein; so sieht es im Entscheid der Variantenuntersuchung aus. 
Nichtsdestotrotz werden wir allein wegen der europarechtlichen Vorgaben um ein Plan-
feststellungsverfahren nicht herumkommen.  

Außerdem wird der Bau der neuen Strombrücke und der weiteren Vorlandbrücke de-
finitiv sowohl rechts- als auch linksrheinisch Eingriffe in bestehende Grundstücke mit 
sich bringen. Auch dafür brauchen wir ein Baurechtsverfahren.  

Nichtsdestotrotz haben wir uns das Ziel gesetzt, dieses Verfahren im Jahr 2028 einzu-
leiten, also deutlich beschleunigt. Ich habe es gerade gesagt: Wir wollen den Verkehrs-
weg Ende 2028 wieder freigeben. Wir beabsichtigen, ungefähr zu der gleichen Zeit mit 
dem Ersatzneubau in der Planfeststellung zu sein. Das heißt, wir verkürzen massiv.  

Wir stecken im Moment immense Kapazitäten in das Projekt, um das so schnell wie 
möglich zu machen. Wir werden dann wahrscheinlich wieder eine Brücke haben, die 
in Rekordzeit geplant und gebaut wurde.  

Eine weitere Frage bezog sich auf die Überwachung des Bauwerks. Wir werden digitale 
Verfahren anwenden; da entwickelt sich immer mehr. Es wurde gefragt, wie überladene 
Lkws verfolgt werden können. Wenn eine Schrankenanlage in eine Brücke eingebaut 
wird, wird die Anzahl der Fahrstreifen reduziert, es kommt zu Stau, Tempo 40 und Eng-
stellen. Der Verkehr muss abgeleitet werden, und der Verkehr, der von der Brücke ab-
geleitet wird, wird ins städtische Netz geleitet. Bei Verkehrsbeschränkungen fährt man 
dann mit dem Sattelzug, mit dem schweren Lkw in die Stadt. Das will niemand.  

Es muss aber ein System geben, das digital erfasst – mit Blitzer – und bei dem nachher 
nicht 100 Euro herauskommen. Dann reichen digitale Erfassungsanlagen mit Mess-
stellen auf der Straße, mit Blitzern. Damit könnte man sehr viel gewinnen. Dafür 
müsste gesetzgeberisch etwas getan werden. Damit schützen wir unsere Infrastruktur.  

Vorsitzender Matthias Goeken: Herzlichen Dank, Herr Ganz, für die Ausführungen. – 
Ich sehe zu diesem Tagesordnungspunkt keine weiteren Fragen. 
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5 Zustandsbericht und Prüfsystematik der übrigen rheinquerenden (Auto-

bahn-)Brücken in NRW (angemeldet durch die Fraktionen von SPD und FDP; 
siehe Anlage 2) 

– Gespräch mit der Autobahn GmbH des Bundes 

Vorsitzender Matthias Goeken: Herr Ganz, ich begrüße Sie abermals sehr herzlich 
und danke Ihnen für Ihre erneuten Ausführungen. Vorgesehen ist eine kurze medien-
gestützte Präsentation. Danach besteht Raum für Rückfragen, Anmerkungen und ei-
nen Austausch mit dem Ausschuss. 

(Thomas Ganz [Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung 
Rheinland] trägt mittels einer Bildschirmpräsentation vor. Die Präsen-
tation wird dem Protokoll nicht als Anlage beigefügt.) 

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Im 
Folgenden wird es um die acht Rheinbrücken in Zuständigkeit der Niederlassung 
Rheinland gehen.  

Wir haben ganz im Norden die Rheinbrücke Beeckerwerth auf der A 42. Das Bauwerk 
ist – in Anführungszeichen – relativ neu und stammt aus dem Jahr 1990. Es hat den 
Traglastindex III. Der Traglastindex I wäre der neueste Stand, mit dem Traglastindex III 
kommen wir üblicherweise gut über die Zeit. Dennoch fallen Sanierungsarbeiten an. 
Es ist kein Bauwerk, das ewig halten wird, aber es muss nicht heute oder morgen ange-
gangen werden.  

Wir haben Sanierungsmaßnahmen, wir haben Instandsetzungsarbeiten, wir haben 
Verstärkungsmaßnahmen zum Beispiel im Querrahmen gemacht, wir haben Schweiß-
nahtrisse.  

Ich vergleiche es manchmal so: Eine Rheinbrücke ist fast wie ein Dom. Bei diesen 
großen Bauwerken und gerade bei diesen schlanken Bauweisen, den Schrägseilbrü-
cken mit einer Tragachse – eine Pfeilerachse in der Mitte mit der Seilkonstruktion –, 
gibt es erhebliche Unterhaltungsaufwände. Daran kommen wir nicht vorbei.  

Die Brücke hat die Zustandsnote 2,9. Eine 3 ist keine gute Note; es ist keine Schulnote. 
Bei einer 4 ist die Brücke ganz durchgefallen, ab 3 wird es schlecht. Mit 2,9 sind wir 
an der Grenze dessen. Aber das Bauwerk bereitet uns im Moment keine großen Sor-
gen, sondern es befindet sich im laufenden Unterhaltungs- und Instandsetzungsbe-
trieb. Es wird immer wieder Reparaturen geben.  

Zur Rheinbrücke Neuenkamp: Die erste Brücke steht, die zweite wird gebaut. Im Jahr 
2028 wird die gesamte Brücke fertiggestellt. Das Bauwerk ist dann erst einmal sehr 
sicher. Ich kann nur empfehlen, mal mit dem Pkw über die Rheinbrücke Beeckerwerth 
zu fahren oder sich daneben zu stellen und dies dann auch bei der Rheinbrücke Neu-
enkamp oder der neuen Rheinbrücke Leverkusen zu tun und sich die Dimensionsun-
terschiede der Bauwerke, die Konstruktionsunterschiede anzusehen. Da geht es gar 
nicht um die Fahrstreifenbreiten. Neuenkamp und Beeckerwerth sind beides Brücken 
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mit sechsspurigen Autobahnen. Das ist ein Unterschied wie Tag und Nacht. Wer die-
sen Vergleich anstellt, weiß, wo die statischen Defizite bei den alten Bauwerken sind.  

Das Bauwerk „Rheinbrücke Neuenkamp“ ist also im Jahr 2028 fertig; vorläufig gibt es 
dort keine Herausforderungen.  

Die nächste Brücke ist die Flughafenbrücke Düsseldorf, die vor Neuenkamp und Le-
verkusen im Jahr 2002 eröffnet wurde. Sie hat die Zustandsnote 2,3. Dort gibt es nur 
wenig zu tun; das ist eher Standard – mal ein bisschen Farbe, kürzlich ein paar Repa-
raturen an der Fahrbahn oder Verschleißteile. Das sind die üblichen Dinge, keine Her-
ausforderungen.  

Ein größeres Bauwerk, das eine Herausforderung darstellt, ist die Rheinbrücke Flehe. 
Der Planungsauftrag ist von der Landesregierung noch zu einem Zeitpunkt erteilt wor-
den, als wir unter „Straßen.NRW“ firmierten. Das war Ende 2020. Der Planungsauftrag 
für den Ersatzneubau, die Vorplanung, ist abgeschlossen. Es gab vor Kurzem den 
Variantenentscheid für die Vorzugsvariante. Wir wollen hierfür die Planfeststellung im 
Jahr 2028 einleiten.  

Das Bauwerk ist massiv abgelastet, und es sind nur noch zwei von drei Fahrstreifen 
pro Richtung frei. Es gibt laufende Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten, es ist im 
Moment aber noch stabil zu betreiben. Die Brücke ist ein Sorgenkind von uns, mit dem 
Traglastindex V und der Zustandsnote 3,7. Sie ist zügig zu ersetzen. Sie ist eine der 
prioritären Brücken, und wir arbeiten mit Hochdruck daran. Das betrifft dann die Au-
ßenstelle in Krefeld; die Brücke Bonn-Nord wird von der Außenstelle Köln gemacht.  

Auf der Rheinbrücke Leverkusen wird im Sommer 2028 der Verkehrsweg komplett 
freigegeben sein, sodass wir dort die Rheinbrücke in neuestem Zustand haben wer-
den. Dann haben wir da erst mal Ruhe.  

Über die Rheinbrücke Rodenkirchen sprachen wir schon. Auch dieses Bauwerk hat 
den Traglastindex V, weil die Verkehrsmengen zu hoch sind. Das gilt für alle alten 
Rheinbrücken bzw. nicht nur für die Rheinbrücken, sondern für viele andere Brücken 
auch. Das ist in einer frei zugänglichen BASt-Liste ersichtlich. Kürzlich hat der WDR 
darüber berichtet. Man kann es nachlesen; das muss ich hier nicht besprechen.  

Bei der Rheinbrücke Rodenkirchen kommt vielleicht immer wieder das Missverständ-
nis auf, dass wir sie ersetzen wollten, weil wir einen achtspurigen Ausbau machen 
wollten. Das ist mitnichten so. Die bestehende Rheinbrücke Rodenkirchen ist so breit, 
dass sie ganz entspannt mit acht Fahrspuren befahrbar wäre. Die heutigen Standstrei-
fen sind nämlich überbreit.  

Das Problem bei der Rheinbrücke Rodenkirchen ist: Das erste Bauteil stammt aus dem 
Jahr 1954. Die Brücke ist zu ersetzen. Wir werden nicht umhinkommen, die Rheinbrü-
cke Rodenkirchen zu ersetzen. Wir werden sie nicht über die Zeit bringen. Das ist kein 
Viadukt von Trier mit kleinen Steinbögen aus der Römerzeit, sondern es ist ein Stahl-
überbau, der überlastet ist. Die Haupttragachse – die mittlere Achse für die Seilauf-
hängung – stammt aus 1954. Sie ist nie für zwei Rheinbrücken, die nebeneinander 
hängen, ausgelegt worden. So ist es aber erweitert worden. Man hätte sie vielleicht 
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vor 30, 40 Jahren schon abreißen und komplett neu bauen müssen. Sie wird nicht zu 
verstärken sein; sie wird nicht zu reparieren sein; sie muss ersetzt werden.  

Auch da sind wir dran. Die Planfeststellung werden wir 2030 einleiten. Ziel ist – das 
wurde jetzt geswitcht –, dann, wenn der erste Teilüberbau der Rheinbrücke Bonn-Nord 
unter Verkehr genommen werden kann, mit dem ersten Teilüberbau der Rheinbrücke 
Rodenkirchen zu beginnen, die wir dann auch in Seitenlage herstellen können. Der 
Eingriff in den Verkehrsraum wird erst später erfolgen.  

Über die Rheinbrücke Bonn-Nord haben wir gerade viel gesprochen. Das muss ich 
nicht wiederholen.  

Die Brücke Bonn-Süd hat ebenfalls den Traglastindex V. All diese Rheinbrücken ha-
ben also den Traglastindex V. Es ist ein Bauwerk aus den 70ern. Der Vorteil bei der 
Rheinbrücke Bonn-Süd ist, dass sie ganz anders konstruiert ist. Es ist keine Schräg-
seilbrücke, sondern eine Balkenbrücke, die sich etwas gutmütiger verhält. Sie hat au-
ßerdem deutlich weniger Verkehrslasten und dynamische Lasten als die anderen 
Rheinbrücken. Auch über das Tragsystem, das statische System als Balkenbrücke, ist 
sie sehr viel stabiler als die sehr schlanken Schrägseilbrücken.  

Das Bauwerk wird ein digitales Monitoring erhalten. Wir werden es weiterhin scharf 
überwachen. Die Besonderheit ist aber: In der Regel haben wir dort keinen großen 
Lkw-Durchgangsverkehr wie auf den anderen Rheinbrücken, weil die Rheinbrücke 
Bonn-Süd im Prinzip – ich sage es mal in Anführungszeichen – kurz vor dem BMV 
endet, wenn man so möchte. Sie endet in der Innenstadt. Somit ist die Belastung nicht 
ganz so dramatisch.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich habe eine ganz kurze Frage. Sie sprachen von 
einem digitalen Monitoring. Ist damit auch der vorausschauende Abgleich mit einem 
digitalen Zwilling gemeint, oder bauen Sie das auf? Wäre es eine Möglichkeit, damit in 
Zukunft etwas stärker zu arbeiten und dies nicht nur auf die rheinquerenden Brücken, 
sondern auch auf alle anderen Brücken in Nordrhein-Westfalen anzuwenden, auf der 
A 40 beispielsweise?  

Christof Rasche (FDP): Herr Ganz, ich gehe davon aus, dass uns sicherlich die Prä-
sentation noch weitergeleitet wird?  

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Das 
haben wir noch nicht ganz festgelegt. Gerade weil es sich um Unterlagen mit Bezug 
auf KRITIS etc. handelt, sind wir eigentlich der Auffassung – auch wenn die Unterlagen 
teilweise zugänglich sind –, dass wir die Präsentation der bestehenden Rheinbrücken 
so nicht weitergeben wollen. Die Daten sind aber frei zugänglich. Wir müssten das 
noch einmal besprechen, aber so war bisher der Stand.  

Christof Rasche (FDP): Dann machen wir das. – Sie haben gesagt, dass bei einer 
der Brücken 1954 die Fertigstellung bzw. der Baubeginn war, bei einer anderen war 
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es 1990. Das waren auf jeden Fall noch Jahre, in denen wir Fußball-Weltmeister wur-
den. Da war die Zeit noch in Ordnung.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Fußballmetaphern sind immer gut!) 

Wir hatten uns eigentlich gewünscht, dass unter diesem Tagesordnungspunkt auch 
über die weiteren Rheinbrücken in Landeshand und in kommunaler Hand berichtet 
wird. Ist das dann für die nächste Sitzung vorgesehen, oder wie gehen wir damit um? 

Minister Oliver Krischer (MUNV): Der Tagesordnungspunkt hat uns mit Bezug auf 
die rheinquerenden Autobahnbrücken erreicht. Wir haben uns daher nicht in der Ver-
pflichtung gesehen, aber selbstverständlich können wir zu den Brücken, für die wir in 
der Baulast zuständig sind, und zu den kommunalen Brücken etwas zur Verfügung 
stellen, soweit uns das vorliegt. Das ist in einer der nächsten Sitzungen kein Problem.  

Vorsitzender Matthias Goeken: Wir nehmen es auf. – Die Weitergabe der Präsenta-
tion wird als schwierig angesehen. Wir müssen gucken, wie wir dazu verbleiben.  

Thomas Ganz (Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland): Um 
auf die Fragen von Frau Kahle-Hausmann zu antworten: Einen digitalen Zwilling wird 
es in der Zukunft sicherlich geben, auch im Zusammenhang mit neuen Planungsin-
strumenten wie BIM – Building Information Modeling; das digitale Planen eines gesam-
ten Bauwerks –, die jetzt anlaufen. Dann hat man das gesamte Bauwerk digital in ei-
nem Modell. Es gäbe einen digitalen Zwilling, in dem sämtliche Bewehrungslagen – 
Stahl usw. – vorhanden sind. Das gibt es bei den Bestandsbauwerken nicht. Das Mo-
nitoring wird sich in Zukunft sicherlich ändern; das kommt in Zukunft. Aber das gibt es 
bei den Bestandsbrücken so nicht.  

Das digitale Monitoring, das wir bei den Bestandsbrücken vorsehen, wird ein Monito-
ring sein, mit dem das Verhalten der Brücke überwacht wird. Wir haben Sensorik an 
manchen Bauwerken, mit der zum Beispiel das Knacken von Bewehrungen zu hören 
ist. Wenn Stahllitzen in Spannstählen reißen – das sind nur kleine akustische Signale –, 
wird daraus KI-gestützt abgeleitet, was gerade mit der Brücke passiert. Wenn eine 
Brücke sich bewegt, wird erfasst, wie sie sich bewegt: Ändert sich ihr Schwingungs-
verhalten? Haben wir besondere Temperaturdehnungen? Es geht so weit, dass wir 
über das KI-gestützte Monitoring eigentlich schon herausfinden können, wie hoch die 
Lkw-Last gewesen ist, die über die Brücke gefahren ist, auch bei einer großen Brücke. 
Das sind KI-Methoden, die jetzt sukzessive anlaufen.  

Wir haben im Rheinland gemeinsam mit einem Forschungsunternehmen aus der 
Schweiz mittlerweile insgesamt zwölf Brücken so ausgestattet. Aber es wird noch ein 
bisschen Zeit vergehen, bis wir wirklich klare Erkenntnisse an jeder Stelle haben. Aber 
das sind die neuen Methoden, die wir machen, weil sich nicht nur unsere Hauptprüfer 
die Risse anschauen sollen, sondern wir müssen das Bauwerk besser beobachten 
können.  
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Vorsitzender Matthias Goeken: Ich sehe momentan – ich sage bewusst „momen-
tan“ – keine weiteren Fragen. Wir hoffen, dass wir nicht morgen wieder von Dingen 
überrascht werden, bei denen wir gedacht haben, dass es noch länger hält.  

Ich bedanke mich recht herzlich für die Teilnahme. Ich will kein Prophet sein, aber wir 
werden uns mit Sicherheit noch öfter im Verkehrsausschuss sehen. Ich wünsche Ihnen 
einen guten Heimweg. Herzlichen Dank, Herr Ganz. Auf Wiedersehen! 

(Beifall)  
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6 Stillstand bei zentralen Bauprojekten der DB in Nordrhein-Westfalen – Wa-

rum finden die überdurchschnittlichen Bedarfe im bevölkerungsreichsten 
Bundesland kein Gehör in Berlin? (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP; 
siehe Anlage 3) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/5251  

– Gespräch mit der Deutsche Bahn AG  

Vorsitzender Matthias Goeken: Mit den Obleuten wurde vereinbart, zu diesem Ta-
gesordnungspunkt Herrn Dr. Jens Gräfer, Konzernbevollmächtigter der Deutsche 
Bahn AG für das Land Nordrhein-Westfalen, und Herrn Dr. Markus Schenkel, Leiter 
Infrastrukturprojekte West bei der DB InfraGO, für einen ergänzten Bericht zur heuti-
gen Sitzung einzuladen. Ich begrüße Sie recht herzlich, Herr Dr. Gräfer und Herr 
Dr. Schenkel. Ich bedanke mich für Ihr Erscheinen.  

Ich übergebe zunächst das Wort an den Minister; anschließend erhalten unsere Gäste 
das Wort für Eingangsstatements. Im Anschluss daran eröffne ich die Runde für Wort-
meldungen aus dem Ausschuss.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Ergänzend zu dem schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung will ich kurz ergänzen, denn es ist natürlich ein sehr wichtiges Thema. 
Eine leistungsfähige Schieneninfrastruktur ist entscheidend für die Mobilität, aber am 
Ende auch für die Menschen, die Wirtschaft und auch die Umsetzung des Deutsch-
landtakts in unserem Land. Deshalb haben Ausbau- und Modernisierungsvorhaben 
selbstverständlich eine absolut hohe Priorität.  

Der Zustand des Schienennetzes in Nordrhein-Westfalen ist jedoch problematisch. 
Während die bundesweite Zustandsnote im vergangenen Jahr bei 3,0 lag, wies Nord-
rhein-Westfalen mit einer Zustandsnote von 3,26 unter den Flächenländern den schlech-
testen Wert im Bundesvergleich auf. Das ist aus unserer Sicht nicht akzeptabel.  

Wir sehen erhebliche Investitionssteigerungen aufgrund des Sondervermögens des 
Bundes. Das begrüßen wir ausdrücklich. Aber es besteht weiterhin ein großer Moder-
nisierungs- und Erneuerungsbedarf. Dafür sind nicht nur ausreichende und langfristige 
Finanzierungen erforderlich, sondern vor allen Dingen vor dem Hintergrund der stör-
anfälligen Schieneninfrastruktur in Nordrhein-Westfalen ein sinnvolles gesamtstrategi-
sches Kapazitätsmanagement seitens der DB InfraGO.  

Der Aus- und Neubau der Bundesschienenwege stellt dabei eine wichtige Säule dar, 
für die der Bund und die DB InfraGO verantwortlich sind. Gegenüber beiden setzt sich 
die Landesregierung für einen dringend notwendigen Aufwuchs der Investitionen in die 
Länder ein. Ich kann Ihnen auch sagen, dass das kein nordrhein-westfälisches Thema 
ist, sondern eines, das die Verkehrsministerkonferenzen seit Jahren begleitet.  

Leider haben die zusätzlichen Investitionen in die Erneuerung durch das Sonderver-
mögen des Bundes und die vorgenommenen Entlastungen der bisherigen Haushalts-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 41 - APr 18/1262 

Verkehrsausschuss  01.07.2026 
61. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
titel zur Erneuerung nicht zu einem Aufwuchs der Investitionen in Neu- und Ausbau-
projekte geführt. Das ist, glaube ich, im Moment das große Problem. Diese sind zwin-
gend erforderlich, um die zentralen Projekte des Bundesverkehrswegeplans umsetzen 
zu können.  

Wir führen zahlreiche Gespräche mit dem Bund und der DB InfraGO, insbesondere 
zur Umsetzung der Maßnahmen des Deutschlandtaktes und zur Beseitigung der Ka-
pazitätsengpässe im Bahnknoten Köln. Ganz zentral sind außerdem – das hat hier 
vorhin schon eine Rolle gespielt – der weitere Ausbau des Rhein-Ruhr-Express sowie 
die Sicherstellung einer langfristigen Finanzierungsperspektive für die Schieneninfra-
struktur insgesamt.  

Daneben steht die Landesregierung fortlaufend mit dem Bundesministerium für Ver-
kehr und der DB InfraGO im Austausch, um auf die besondere Bedeutung dieser Vor-
haben für Nordrhein-Westfalen hinzuweisen und eine zügige Umsetzung sicherzustel-
len. Bisher haben aber begrenzte Finanzierungsspielräume des Bundes Projekte in 
Nordrhein-Westfalen nicht nur deutlich verzögert, sondern aufgrund fortschreitender 
Regelwerke muss man die Gefahr sehen, dass Planungen, Planungsfortschritte, Pla-
nungsreserven, die wir vorangetrieben haben und die entsprechend vorliegen, in eini-
gen Jahren im schlimmsten Fall sogar unbrauchbar werden könnten.  

Für Nordrhein-Westfalen zählen besonders der Ausbau des Rhein-Ruhr-Express, die 
Bahnknoten Köln und Dortmund, die Strecke Münster–Lünen, die uns schon lange 
beschäftigt, die Strecke Emmerich–Oberhausen, die Strecke Aachen–Köln, die Aus-
baustrecke Hannover–Bielefeld, der Korridor Mittelrhein, die Strecke Kaldenkirchen–
Mönchengladbach–Rheydt-Odenkirchen sowie die Maßnahmen zur Umsetzung des 
Deutschlandtakts außerhalb dieser Strecken.  

Nach Darlegung der Bahn müssten 2 Milliarden bis 2,5 Milliarden Euro alleine für die 
Ausführung des RRX aus dem Bundesverkehrswegeplan zur Verfügung gestellt wer-
den. Die Gewährleistung des finanziellen Ausbaus hat sehr hohe Priorität und muss 
zeitnah erfolgen.  

Vor diesem Hintergrund ist die Landesregierung, sind wir als Verkehrsministerium per-
manent in Berlin vorstellig. Auch Herr Ministerpräsident Wüst ist entsprechend aktiv, 
um die Maßnahmen zu beschleunigen. Aber am Ende steht und fällt alles mit einer 
entsprechenden Finanzierung.  

Ich könnte jetzt auf die weiteren einzelnen Projekte eingehen. Das finden Sie ausführ-
lich in der schriftlichen Vorlage. Wir müssen diese Herausforderung lösen, sie kann 
am Ende aber nur in Berlin gelöst werden. Die Landesregierung arbeitet daran und 
sorgt dafür, dass der Investitionsbedarf Nordrhein-Westfalens in Berlin gehört wird. Wir 
gehen davon aus, dass hier in Zukunft Fortschritte erzielt werden können. Aber ange-
sichts der zur Verfügung stehenden Mittel ist das eine Herausforderung; das kann je-
der nachlesen.  

Dr. Jens Gräfer (Deutsche Bahn AG, Konzernbevollmächtigter für das Land Nord-
rhein-Westfalen): Vielen Dank für die Möglichkeit, hier bei Ihnen im Verkehrsausschuss 
zu berichten. Ich werde fachlich begleitet von meinem Kollegen Dr. Markus Schenkel, 
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den ich Ihnen gerne vorstellen möchte. Er ist Leiter Infrastrukturprojekte West der DB 
InfraGO.  

Anschließend an den Bericht des Herrn Minister Krischer möchte ich gerne die Mög-
lichkeit für ein kurzes DB-Eingangsstatement nutzen.  

Erfreulich ist – das möchte ich zuerst erwähnen –, dass in den vergangenen Jahren 
die Mittel für die Schiene durch den Bund deutlich erhöht wurden. Die Steigerung wird 
insbesondere durch das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz, SVIK, mög-
lich. Von 2025 bis 2029 plant die Bundesregierung Investitionen in die Schiene in Höhe 
von rund 107 Milliarden Euro, davon knapp 81 Milliarden Euro aus dem SVIK. Von den 
Zusatzmitteln profitiert auch Nordrhein-Westfalen, zum Beispiel durch die Korridorsa-
nierungen, die wir gerade durchführen.  

Durch das SVIK wird seit mehreren Jahren der begonnene Hochlauf nochmals deutlich 
beschleunigt. Der Mittelhochlauf führte und führt gerade in Nordrhein-Westfalen zu 
spürbar höheren Investitionen. 2025 investierte die DB rund 2,4 Milliarden Euro in die 
Schiene. Das bedeutet ein Plus von 22 % gegenüber 2024. Für 2026 ist ein weiterer 
Aufwuchs der Mittel geplant. Die Mengen in den relevanten Gewerken „Gleise“, „Wei-
chen“, „Brücken“ und „Oberleitungen“ wurden bereits in den letzten Jahren deutlich 
gesteigert. Auch in die Instandhaltung investiert die DB sukzessive mehr.  

Das Ziel ist klar: Die Schieneninfrastruktur muss wieder leistungsfähiger werden. Ak-
tuell ist die Infrastruktur zu alt, zu voll und zu störanfällig. Das gilt insbesondere auch 
für Nordrhein-Westfalen.  

Deshalb plant die DB mehr Investitionen in das Flächennetz, in attraktive Zukunfts-
bahnhöfe, die Digitalisierung sowie kleine und mittlere Maßnahmen zur Kapazitätser-
weiterung. Auch neue Ausbau- und Elektrifizierungsprojekte wie Emmerich–Oberhau-
sen, die S 13 in Köln oder der Rhein-Ruhr-Express sollen weiter umgesetzt werden.  

Für die Umsetzung der Vorhaben braucht es eine bedarfsgerechte und langfristige 
Finanzierung. Mit den bis 2029 in Aussicht gestellten Mitteln können erhebliche Inves-
titionen zur Verbesserung der Infrastruktur umgesetzt werden. Mit dem Bundeshaus-
halt 2026 sind die Bedarfe für die Infrastruktur größtenteils gedeckt.  

Für die Zeit ab 2027 ist es unser Wunsch – da brauchen wir das Land NRW an unserer 
Seite –, dass eine verlässliche und auskömmliche Finanzierung auch mittel- und lang-
fristig erreicht wird. 

Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.  

Christof Rasche (FDP): Es ist ja so ein Ding mit der Infrastruktur in Deutschland und 
damit auch in Nordrhein-Westfalen: Es gibt baureife Projekte, aber zu wenig Geld. 
Diese Diskussion hatten wir schon im Plenum mit Blick auf Bundesfernstraßen, also 
Bundesstraßen und Autobahnen. Dort ist eine milliardengroße Finanzlücke vorhan-
den, und baureife Projekte können nicht verwirklicht werden.  

Jetzt erleben wir dies auch bei der Schiene, weil das Sondervermögen merkwürdig 
zugeordnet wird. Wir reden über den RRX, er ist ausbaureif und baureif, es ist aber 
kein Geld da, und es wird verschoben.  
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Da geht es jetzt in der Tat um die Kontakte. Die DB kann ja nichts dafür. Wenn der 
Bund das Geld nicht gibt, geht es um die Kontakte dieser Landesregierung und insbe-
sondere der CDU, damit es zu einem solchen Fauxpas nicht kommt, sondern baureife 
Projekte in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland endlich realisiert werden können. 
Dafür werben wir ausdrücklich auch hier im Verkehrsausschuss. Mehr können wir als 
Opposition in diesem Bereich nicht tun.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ein bisschen stoße ich in dasselbe Horn. Angesichts 
des schriftlich eingereichten Berichts sowie des jetzigen Vortrags, Herr Minister, habe 
ich an Sie die Frage, da Sie in der Verkehrsministerkonferenz doch schon länger über 
genau diese Themen reden: Wohin gehen die Gelder denn prioritär, wenn nicht in die-
ses Bundesland? Vielleicht kriege ich darauf ja mal eine klare Antwort. Ich kann es mir 
schon vorstellen, aber Herr Rasche sagte es schon: Vor ein paar Jahren hatten wir die 
Diskussion, dass Geld da war, aber wir hatten keine baureifen Projekte, jetzt ist es 
genau umgekehrt. Im Endeffekt ist das Resultat immer dasselbe: Hier wird nichts bzw. 
zu wenig gemacht. Sagen wir es mal so; denn dass nichts gemacht würde, stimmt so 
auch nicht. Wo geht das Geld also hin, wenn nicht hierhin, da wir doch einen so wahn-
sinnig großen Bedarf haben?  

Zweitens. Haben Sie eine Streichliste bzw. eine Verzögerungsliste ausgehend vom 
Bundesverkehrswegeplan für NRW? Was wird hier wann nicht realisiert, und welche 
Prioritäten ergeben sich bei den Streichungen oder Verzögerungen?  

Oliver Krauß (CDU): Es wäre auch spannend gewesen, Herr Dr. Gräfer, wenn Sie 
sich vorhin unsere Aktuelle Viertelstunde zum RRX angehört hätten, um zu hören, 
welche Nöte die Fahrgäste bei anderen Verkehrsunternehmen haben, die aber auf der 
Infrastruktur der DB unterwegs sind. 

Wie immer kommt es auf die Wortwahl an. Ja, in der Politik spitzt man zu. Das ist ein 
völlig legitimes Mittel. In dem Artikel des Kölner Stadt-Anzeiger, auf den die FDP Be-
zug nimmt, ist von einem drohenden Stillstand die Rede – nicht von einem Stillstand, 
sondern von einem drohender Stillstand. Herr Rasche, es ist völlig in Ordnung, wenn 
Sie hier die CDU adressieren, aber adressieren Sie dann auch gerne die SPD mit, 
denn die SPD sitzt im Bund mit im Boot. Adressieren Sie dann bitte auch nicht nur den 
Bundesverkehrsminister, sondern nehmen Sie ebenso den Bundesfinanzminister mit 
ins Boot, denn eigentlich dreht es sich hier um die Finanzen. Daher greift Ihr Appell für 
mich an dieser Stelle zu kurz.  

(Christof Rasche [FDP]: Das stimmt! Ich entschuldige mich!) 

– Bei mir muss sich hier niemand entschuldigen, Herr Rasche. Ich möchte es einfach 
nur klarstellen, dass wir da eine Allianz auf der Bundesebene haben und uns dort in 
der Verantwortung sehen.  

Zum drohenden Stillstand: Was es für unser Land bedeutet, wenn diese Bauprojekte 
nicht realisiert werden, was das gerade für den Wirtschaftsstandort bedeutet, was das 
aber auch für die Menschen bedeutet, müssen wir, glaube ich, niemandem erklären. 
Wir haben Strecken, die als überlastet eingestuft sind, auf denen kein zusätzlicher Zug 
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mehr fahren kann. Im Gegenteil: Es müssen sogar Züge heruntergenommen werden, 
wenn diese Strecken als Umleitungsstrecken fungieren.  

Daher frage ich Sie ganz konkret, Herr Dr. Gräfer – Sie sind da ja überparteilich unter-
wegs –: Sehen Sie eine Verschärfung bestehender Engpässe im Netz aufgrund aus-
bleibender Finanzmittel? Welche Streckenabschnitte würden Sie als gefährdet anse-
hen, und welche schätzen Sie als prioritär ein? Vielleicht können Sie dazu eine Aus-
kunft geben. Welche Streckenabschnitte sind also Ihrer Meinung nach, wenn Sie das 
beurteilen können, akut gefährdet? Wir tragen als NRW die Aufgabe gern nach Berlin 
und sagen: Da könnte vielleicht noch mehr passieren.  

Ich erlebe es so, dass Nordrhein-Westfalen beim Bund und – gestatten Sie mir das 
bitte – auch bei DB InfraGO wirklich auf die Priorisierung zentraler neuer Ausbaumaß-
nahmen drängt. Wir drängen darauf, dass das Geld dahin geht – darauf basierte die 
Frage der geschätzten Kollegin Kahle-Hausmann –, wo es am dringendsten benötigt 
wird. Das ist nun einmal das bevölkerungsreichste Bundesland mit einer Infrastruktur, 
deren Netzzustandsnote absolut unbefriedigend ist. Vielleicht können Sie dazu noch 
ein bisschen konkreter werden, Herr Dr. Gräfer, wenn Sie das dürfen. 

Ina Besche-Krastl (GRÜNE): Vielen Dank für den Bericht. Ich hoffe nicht, dass man, 
wie man jüngst der Presse entnehmen konnte, die zusätzlichen 3 Milliarden Euro für 
Stuttgart 21 anderen Bundesländern abzieht. Da könnte aber etwas dran sein.  

Im aktuellen Haushalt ist natürlich ein Engpass vorhanden. Es ist schön, dass wir Mittel 
aus dem Sondervermögen erhalten, aber zeitgleich wurde der Schiene quasi wieder 
Geld entzogen, obwohl der Mechanismus durch die Umwidmung der Lkw-Maut nicht 
einmal richtig greifen konnte. Das ist in dem Fall natürlich ärgerlich.  

Vielleicht kriegen wir ja einen überparteilichen Konsens hin, für unsere Infrastruktur 
Lösungen herbeizuführen, indem man über Infrastrukturfonds redet, nicht nur über 
jährliche Haushalte. Wir haben nun einmal lange Planungshorizonte, und das Geld 
muss da sein, wenn Projekte zu Ende geplant sind, damit man beim Eintritt in die Bau-
reife sofort loslegen kann. Vielleicht kriegen wir überparteilich den Konsens hin, unsere 
Infrastruktur zukünftig anders zu planen.  

In der Tat ist aber die Frage, nach welcher Dringlichkeit bei der DB InfraGO vorgegan-
gen wird, weil man ja sehen muss, dass häufig an diesen Infrastrukturprojekten auch 
das Zukunftsnetz NRW hängt. Wir haben durchaus auch noch Ausbauziele für unsere 
regionalen Verkehre, bei denen wir auf Ausbaumaßnahmen angewiesen sind, aber es 
hängen auch kommunal, lokal, regional ganze Projekte, die für die Wirtschaft enorm 
wichtig sind, an diesen Ausbaumaßnahmen.  

Eine Wiederholung von Fragezeichen bei den Infrastrukturprojekten ist nicht unbedingt 
das Signal, das man hier braucht. Deswegen frage ich: Nach welcher Dringlichkeit 
stufen Sie ab? Ich habe noch den Ausdruck „Banane des Grauens“ im Ohr: Vielleicht 
könnten wir diese irgendwann noch einmal angehen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Ich bin Herrn Dr. Gräfer ausdrücklich dankbar – 
ich hatte es ein bisschen als selbstverständlich vorausgesetzt, dass die Kenntnis vor-
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liegt –, dass er dargelegt hat, dass DB InfraGO, die Deutsche Bahn, der Bund im Mo-
ment so viel Geld in das Schienensystem in Nordrhein-Westfalen investieren wie noch 
nie. Das merkt man auch an den Baustellen; das ist überall zu sehen. Derzeit wird der 
Korridor Köln–Hagen generalsaniert. Das ist dringend notwendig; das ist absolut richtig.  

Ich möchte für die Landesregierung ausdrücklich dafür danken, dass jetzt eine ganze 
Menge angegangen wird, was über Jahrzehnte hinweg auf Verschleiß gefahren wor-
den ist. Hoffentlich werden wir das Bestandsnetz durch diese Maßnahmen in weiten 
Teilen durchsaniert bekommen. Ich habe jedenfalls keinen Grund, anzunehmen, dass 
das nicht funktioniert, auch wenn es ein paar Jahre dauern wird. 

Die Frage, die hier gestellt wurde, zielte aber auf die Ausbauprojekte ab; auf das, was 
zusätzlich gemacht wird. Da haben wir eine ganze Reihe von Projekten in Nordrhein-
Westfalen. Das wichtigste Projekt, würde ich sagen, ist der RRX, aber es gibt auch 
andere. Ich habe einige schon genannt.  

Frau Kahle-Hausmann, es wundert mich ein bisschen, dass Sie es ansprechen: Im 
Bundeshaushalt sieht man sehr deutlich, dass die zuvor vorhandenen Haushaltstitel 
für den Ausbau um Mittel für Sanierungen aus dem Sondervermögen reduziert worden 
sind. Das fehlt jetzt beim Ausbau, und das ist das Problem. Das ist eine Entscheidung, 
die die Bundesregierung in Gänze getroffen hat.  

Ich habe den Bundesverkehrsminister mehrfach so wahrgenommen, dass auch er 
sehr deutlich sagte, dass hier Mittel für die Zukunft fehlen. Ich habe, um es mal auf die 
politische Ebene zu heben, den Bundesfinanzminister wahrgenommen, der gesagt 
hat, dass der Bundesverkehrsminister genügend Mittel habe. Da sage ich als Ver-
kehrsminister eines Landes: Zumindest den Ausbau von Schiene und Straße betref-
fend ist das nicht der Fall, weil man hier einen Drehtüreffekt gemacht hat. Man hat die 
Mittel des Sondervermögens genutzt, um notwendige Sanierungsmaßnahmen anzu-
gehen. Das ist sehr richtig und hat absolute Priorität und unsere Unterstützung. Aber 
beim Ausbau mangelt es.  

Wir können uns alle gegenseitig immer wieder parteipolitisch herüberschieben, wer 
am Ende dafür verantwortlich ist. Ich glaube, dieses Spiel hilft uns aber nicht. Ich habe 
mich als Vorsitzender der Verkehrsministerkonferenz dafür eingesetzt – ich glaube, 
das ist auch die Antwort darauf –, dass wir endlich in Deutschland wie in anderen 
Ländern üblich dazu kommen, dass man mit einem Infrastrukturfonds eine Erhaltung 
automatisch organisiert, finanziert aus den Einnahmen des Systems. Darüber hinaus 
entscheidet man dann, welche Ausbaumaßnahmen in welcher Priorität stattfinden 
müssen. Das kann man dann alles politisch diskutieren. Das haben wir nach wie vor 
nicht. Dieser politischen Entscheidung bedarf es in Zukunft, sodass wir hier einen 
Schritt vorankommen.  

Ich bin optimistisch, dass es uns gelingen wird, für die konkreten Projekte Finanzie-
rungen zu erreichen. Das wird nicht alles infrage gestellt sein. Aber das Problem ist, 
dass Sie – da beißt sich die Katze in den Schwanz – immer Schwierigkeiten haben 
werden, eine Planung voranzutreiben, wenn Sie perspektivisch nicht wissen, ob es 
finanziert wird. Denn es ist sehr schwierig, Geld dafür zu organisieren, etwas zu pla-
nen, wenn nicht klar ist, ob es weitergeht. Dann geraten Projekte ins Stocken. Davon 
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müssen wir weg. Das ist eine gemeinsame Aufgabe – nicht nur, um das Land zu mo-
dernisieren, sondern auch mit Blick auf die Projekte, die wir in Nordrhein-Westfalen 
teilweise schon seit Jahrzehnten verfolgen.  

Ich kann mich nicht daran erinnern – ich bin auch schon lange dabei –, dass es jemals 
eine Zeit gab, in der wir nicht über den Bahnknoten Köln geredet haben, der irgendwie 
ausgebaut werden muss. Wir haben jetzt Gott sei Dank erste Finanzierungsvereinba-
rungen getroffen und können die nächsten Planungsstufen machen. Da geht es weiter. 
Da steht im Moment nichts still; das hat die Landesregierung mit der DB hinbekommen. 
Aber wir sehen natürlich: Am Ende fehlt wieder etwas. Davon müssen wir einfach weg-
kommen.  

Ich bin der Überzeugung, dass das nur mit einem Infrastrukturfonds zu machen ist. 
Das bedarf einer Grundsatzentscheidung. Ich würde mich sehr freuen – deshalb habe 
ich das über die Verkehrsministerkonferenz, in der das einvernehmlich getragen wird, 
immer wieder forciert –, wenn man sich in Berlin zu einem solchen Schritt entschließen 
könnte. Das würde für alle Planungssicherheit bringen.  

Dr. Markus Schenkel (DB InfraGO): Vieles hat der Herr Minister schon angesprochen. 
Aus der rein technischen Projektsicht ist entscheidend, Kontinuität zu haben, also eine 
stabile, langjährige, überjährige Finanzierung. Bei Projekten wie der Strecke Emmerich–
Oberhausen oder dem RRX, die über Dekaden gebaut werden, ist das A und O eine 
stabile, langfristige Finanzierungslinie. Die Dauer übersteigt häufig Legislaturperioden. 
Daher ist ein langjähriger Konsens notwendig, um diese Projekte voranzutreiben.  

Einen weiteren wichtigen Aspekt möchte ich einbringen. Gerade das Land NRW hat 
eines der dichtesten Eisenbahnnetze. Es ist das am dichtesten bevölkerte Land. Wir 
geraten hier in den der Eisenbahn systemimmanenten Konflikt zwischen „Fahren“ und 
„Bauen“. Selbst baureife Projekte mit einer massiven Anfinanzierung werden an Res-
sourcengrenzen stoßen. Wir wollen und müssen so bauen, dass Menschen trotzdem 
das System „Schiene“ noch nutzen können, auch mit Einschränkungen.  

Wir haben außerdem in den letzten Jahren – auch durch die vermehrte Verfügbarkeit 
von Finanzmitteln – festgestellt, dass die Ressourcen hinsichtlich Unternehmen im 
Markt, Experten, Fachleuten sich nicht beliebig steigern lassen. Das geht nur langsam 
und angepasst. Daher werden wir auch dort Risiken haben.  

Um auf den Rhein-Ruhr-Express einzugehen: Aus der reinen Projektsicht sind wir der-
zeit in keinerlei Projektstopp. Von insgesamt 15 Planfeststellungsabschnitten sind 
zehn bereits da. Dort würde von der technischen Planung her Baureife bestehen. Wir 
sind gemeinsam mit dem Land über die entsprechenden Gremien im direkten Kontakt 
mit dem BMV und werden zum Beispiel für den Planfeststellungsabschnitt südlich von 
Düsseldorf am Jahresende eine weitere Finanzierung bekommen, um erste weitere 
bauvorbereitende Maßnahmen zu machen.  

Wir können den Laufweg des RRX von Köln über Düsseldorf, Duisburg und Essen bis 
Dortmund – da geht es ja um die berühmte „Banane des Grauens“ – nicht stilllegen. 
Wir müssen aber zum Teil über sechs Gleise die Anlagen neu errichten. Ein großer 
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Teil ist beim RRX auch die Erneuerung des Bestandes. Es ist nicht nur ein reiner Neu-
bau. Das hilft insgesamt der Qualität dieses Korridors.  

Wir müssen diesen Korridor in Etappen bauen. Wir haben auf diesem Abschnitt eine 
Korridorsanierung Anfang der 30er-Jahre geplant, und wir wollen das jetzt vernünftig 
verquicken, sodass wir es schaffen, für die Bevölkerung, für die Menschen zu bauen 
und dennoch das zu bieten, was an verkehrlicher Verfügbarkeit notwendig ist. Es gibt 
Grenzen für die Verdichtung, und daraus ergeben sich die Bauzeiten bei solchen gro-
ßen Projekten.  

Wir sind beim RRX eben nicht auf der reinen grünen Wiese wie bei einer klassischen 
Neubaustrecke, wo aus einem urbanen Raum heraus ein anderer urbaner Raum ein-
gebunden wird und man relativ frei bauen kann. Das ist in NRW nicht möglich, und 
daraus ergeben sich Schwierigkeiten. Es ist also nicht nur ein reines Thema der Fi-
nanzierung, sondern wir müssen auch verträglich bauen. Das fordert uns tagtäglich 
heraus, und das ist der Weg, den wir gemeinsam beschreiten müssen.  

Die Aussage des Ministers war klar: Die Bundesregierung sagt natürlich, dass es wich-
tig ist, erst einmal den Bestand zu erneuern. Es hilft nicht, jetzt irgendwo eine schöne 
Strecke zu bauen und an diese Strecke nicht mehr heranzukommen.  

Wir haben dafür in NRW wirklich Paradebeispiele. Wir haben insgesamt zehn Korri-
dorsanierungen, die wir umsetzen wollen. Die erste läuft, und es sieht gut aus, dass 
die Strecke zwischen Hagen und Köln in der nächsten Woche wieder pünktlich in Be-
trieb gehen kann. Es wird dann sofort mit der nächsten begonnen.  

Wir haben in NRW eine Besonderheit: Wir haben deutschlandweit im Jahr 2028 erst-
malig zwei Korridorsanierungen in demselben Halbjahr. Das hat noch niemand in 
Deutschland gemacht; das wird eine große Herausforderung. Im Jahr 2029 folgt dann 
die Sanierung in Richtung Aachen. Das heißt, wir haben hier ein intensives Programm. 
Wir verknüpfen dies sehr vernünftig zum Beispiel mit dem Ausbau der S 13, die aus 
den Landesanteilen der LuFV finanziert wird. Dort wollen wir Ende des Jahres mit dem 
ersten großen Abschnitt in Betrieb gehen.  

Wir versuchen also, es intelligent zu verknüpfen und die Finanzierungsmöglichkeiten, 
die betrieblichen Möglichkeiten und den Ausbau mit der Notwendigkeit, den Bestand 
zu erneuern, zu verquicken. Das ist die Kunst, an der wir tagtäglich arbeiten.  

Vorsitzender Matthias Goeken: Herzlichen Dank, Herr Dr. Gräfer und Herr Dr. Schen-
kel, für die Teilnahme an der heutigen Sitzung und Ihre fachlichen Beiträge. Ich wünsche 
Ihnen noch einen guten Tag. Ich denke, wir werden uns auf jeden Fall wiedersehen.  
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7 Investitionen in den Landesbetrieb Straßen.NRW (Bericht beantragt von der 

Fraktion der SPD; siehe Anlage 4) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/5250  

Minister Oliver Krischer (MUNV) führt den schriftlichen Bericht ergänzend wie folgt 
aus: 

Ich will es kurz machen; Sie haben einen ausführlichen Bericht zu den in der Be-
richtsbitte genannten Fragen erhalten.  

Ich darf feststellen, dass die Zuführungen zum laufenden Betrieb für den Landes-
betrieb Straßenbau stabil sind. Wir haben in den letzten Jahren einen großen Fort-
schritt dadurch erreicht, dass die Personalbesetzungsquote inzwischen gut bzw. 
sogar sehr gut ist. Das macht sich in der täglichen Arbeit und in der Umsetzung von 
Maßnahmen an vielen Stellen bemerkbar. Der Landesbetrieb hat nahezu Sollstärke 
erreicht, was sicherlich eine große Leistung ist.  

Das führt natürlich auch dazu, dass die Personalausgaben einschließlich der ver-
einbarten und nun eingepreisten Tarifsteigerungen zu entsprechenden zusätzlichen 
Kosten im Landesbetrieb geführt haben.  

Wir setzen alle Maßnahmen aus den Bauprogrammen um. Ich will hier besonders 
die Sanierungsoffensive erwähnen, die wir im Hinblick auf unsere Brückenbauwerke 
im Jahr 2023 gestartet haben. Die Zahlen haben wir Ihnen regelmäßig zur Verfü-
gung gestellt, auch Informationen zu den einzelnen Projekten. Wir liegen hier inzwi-
schen sogar etwas vor dem Plan. Ich glaube, dass ist angesichts des Ziels, vor die 
Welle zu kommen, eine gute Nachricht. Es zeigt sich sehr deutlich, dass der Lan-
desbetrieb in der Lage ist, unsere Infrastruktur, für die wir als Baulastträger in Nord-
rhein-Westfalen verantwortlich sind, zu sanieren.  

Wir haben – das ist auf den ersten Blick gar nicht so selbstverständlich – als Lan-
desbetrieb Straßenbau auch Hochbauten. Das betrifft insbesondere die Straßen-
meistereien. Hier gibt es einen erheblichen Sanierungsbedarf, der mit einem ent-
sprechenden Programm hinterlegt ist. In diesem Programm befinden sich derzeit 21 
der 56 Straßenmeistereien. Es sind Ersatzneubauten von Verwaltungsgebäuden 
mit den dazugehörigen Sozialbereichen, Fahrzeughallen, Werkstätten, Streuguthal-
len, Soleerzeugern und Geräteunterständen geplant oder schon in Umsetzung. Das 
arbeiten wir systematisch ab, um bei der notwendigen Erneuerung der Gebäude-
infrastruktur der Straßenmeistereien und all dem, was der Landesbetrieb an Hoch-
bauten betreibt, voranzukommen.  

Hinzu kommen weitere Bereiche – ich will nur die Landesverkehrszentrale erwäh-
nen –, die natürlich über eine entsprechende Infrastruktur verfügen müssen, die 
auch immer neu und aktuell gehalten werden muss, um die Aufgaben zu bewältigen.  

Noch nicht beschlossen – das Gespräch darüber hat aber schon erste Auswirkungen – 
ist die Inanspruchnahme von TIC Kommunal, unserem Baustellentool, das bisher 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 49 - APr 18/1262 

Verkehrsausschuss  01.07.2026 
61. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 

gerade von kommunaler Seite nicht zufriedenstellend genutzt worden ist. Aber die 
Debatte darüber und der entsprechende Gesetzentwurf – er ist jetzt ja beschlossen – 
haben dazu geführt, dass die Inanspruchnahme schon deutlich zugenommen hat. 
Das wiederum führt dazu, dass hier mehr betreut und gearbeitet werden muss. Auch 
dies führt zu einer entsprechenden Nachfrage.  

Die personelle Situation bei Straßen.NRW ist daher trotz der hohen Stellenbeset-
zungsquote herausfordernd. Aber ich bin froh, dass wir einen Landesbetrieb haben, 
der all die ihm gestellten Aufgaben bewältigen kann. 

Im Berichtswunsch habe die SPD-Fraktion unter anderem die Rufbereitschaft und in 
diesem Kontext konkrete Personal- und Finanzaufwendungen sowie das Ausstat-
tungssoll für die Straßenmeistereien thematisiert, so Julia Kahle-Hausmann (SPD). 
Zur Rufbereitschaft fehlten bislang mit Ausnahme des Verweises auf die fehlende ge-
setzliche Pflicht inhaltliche Auskünfte und Berechnungen.  

Dass TIC Kommunal stärker genutzt werde, finde sie gut, allerdings wünsche sie auch 
nähere Informationen zu den massiven personellen Mehraufwendungen, die damit ein-
hergingen.  

Zuletzt habe die Fraktion der SPD nach konkreten Reparatur- und Neubeschaffungs-
bedarfen beim Fuhrpark gefragt, sowie danach, inwieweit diese Kosten durch Titel 
682 90 gedeckt seien. Auch dazu bitte sie um Informationen. 

MR Rainer Lankes (MUNV) erläutert, dass betriebliche Investitionen bis 2022 in ei-
nem separaten Haushaltstitel abgebildet worden seien. Da der Landesbetrieb über-
jährlich planen wolle, zum Beispiel für Sonderausstattungen oder Ähnliches, sei dies 
in den Titel 682 90 „Zuführung zum laufenden Betrieb des Landesbetriebes Straßen-
bau“ überführt worden. Seitdem entscheide der Landesbetrieb in eigener Organisati-
onshoheit, wie viel Geld er für betriebliche Investitionen und für den Fuhrpark ver-
wende. Das MUNV plane nicht mehr die Investitionen des Landesbetriebs für Fuhrpark 
und Ersatzbeschaffungen. 

Den Erläuterungen zur Nutzung von TIC Kommunal und zur Rufbereitschaft sowohl im 
Bericht als auch in seinen ergänzenden Ausführungen könne er nichts hinzufügen, so 
Minister Oliver Krischer (MUNV). Im Bericht stehe, dass eine generelle Rufbereit-
schaft des Straßenbetriebs über den Winterdienst hinaus als nicht erforderlich ange-
sehen werde.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) hält entgegen, dass Minister Krischer zwar Informatio-
nen zur Nutzung von TIC Kommunal gegeben habe, jedoch nicht zu konkreten Zahlen 
und Planungen. Bezüglich der Rufbereitschaft müsste es ihres Erachtens auch abseits 
des Winterdienstes Planungen für Bedarfs- oder Notfälle geben. 

MR Achim Frieling (MUNV) verweist darauf, dass die früher bei den Autobahnmeis-
tereien angesiedelte Rufbereitschaft mit der Übergabe der Zuständigkeit für die Auto-
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bahnen an die Autobahn GmbH des Bundes ebenfalls abgegeben worden sei. Daher 
sehe das MUNV keinen Bedarf, Rufbereitschaften im Betriebsdienst vorzuhalten. Für 
Grünschnitt, Winterdienst und dergleichen werde ohnehin eine Rufbereitschaft vorge-
halten, die Verkehrssicherung sei davon aber nicht umfasst. Diese betreffe die Gefah-
renabwehr und damit Polizei, Rettungsdienste und Feuerwehr. Für Ölunfälle bestän-
den Rahmenverträge mit Firmen.  

Darüber hinaus gebe es in etwa einmal pro Jahr Rückfragen nach einer Rufbereit-
schaft. Dies begründe weder das Erfordernis einer Rufbereitschaft mit einer großen 
Personalstärke noch anderweitige Planungen, die Kosten nach sich zögen. 
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8 Verschiedenes  

hier: Terminplan 2027 (siehe Anlage 5) 

Gegen den Terminplan für den Zeitraum des Jahres 2027 bis 
zur Landtagswahl erhebt sich kein Widerspruch. 

gez. Matthias Goeken 
Vorsitzender 

5 Anlagen 
08.07.2026/09.07.2026 
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Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde für die 61. Sitzung des 
Verkehrsausschusses am Mittwoch, 01. Juli 2026 zur Einstellung des RRX-
Angebots in Nordrhein-Westfalen am 27. Juni 2026 durch den Bahnbetreiber 
National Express 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
die extreme Hitzewelle am vergangenen Wochenende hat den Regionalverkehr in 
Nordrhein-Westfalen massiv getroffen. National Express stellte am Samstag, den 27. 
Juni 2026 den Betrieb sämtlicher RRX-Linien vorübergehend ein. Betroffen waren von 13 
bis zunächst 19 Uhr die Linien RE 1, RE 4, RE 5, RE 6 und RE 11, jeweils auf dem 
kompletten Laufweg. Damit standen zentrale Achsen zwischen Aachen, Köln, 
Düsseldorf, Duisburg, Essen, Dortmund, Hamm, Bielefeld/Minden, Mönchengladbach, 
Wesel, Bonn und Koblenz zeitweise still. 
 
Der Betreiber begründete den Schritt mit dem Schutz von Fahrgästen und Beschäftigten. 
Die anhaltend extremen Temperaturen hätten die Fahrzeuge vor „außergewöhnliche 
technische Herausforderungen“ gestellt. Vor allem sollte verhindert werden, dass Züge 
ungeplant auf freier Strecke liegen bleiben und Fahrgäste bei großer Hitze evakuiert 
werden müssen. Nach Angaben von National Express waren bereits am Freitag mehr als 
20 von insgesamt 84 Fahrzeugen hitzebedingt abgestellt worden. Teilweise fuhren 
deshalb nur Einzelzüge statt Doppeltraktionen, was deutlich weniger Platz für Reisende 
bedeutete. Auf dem Abschnitt zwischen Köln und Dortmund wurden für den RE 1 
Ersatzzüge eines anderen Bahnunternehmens eingesetzt, bei denen es sich jedoch um 
nicht barrierefreie ältere Modelle ohne Klimaanlage gehandelt hat. 
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Ab Samstagabend lief der RRX-Verkehr schrittweise wieder an, allerdings nicht 
störungsfrei. National Express meldete weiter Ausfälle, verkürzte Linienführungen und 
kurzfristige Änderungen. Auch am Sonntag fuhren die Züge laut WDR nicht wieder mit 
voller Kapazität. Als Gründe wurden begrenzte Fahrzeugverfügbarkeit und zusätzliche 
Infrastrukturstörungen genannt, unter anderem entlang der Linie RE 4. 
 
Die Beeinträchtigungen beschränkten sich nicht nur auf den RRX. Auch andere 
Regionalbahnlinien waren hitzebedingt betroffen, teilweise mit vollständigen Ausfällen 
sowie Ersatzverkehren mit Bussen. Die Deutsche Bahn und weitere 
Eisenbahnunternehmen rieten wegen der Rekordhitze am Wochenende von nicht 
zwingend notwendigen Reisen im Fern- und Regionalverkehr ab. 
 
Angesichts der oben beschriebenen Ereignisse am Wochenende beantragen die CDU-
Landtagsfraktion und die Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen eine Aktuelle 
Viertelstunde gemäß § 60 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen für 
den Verkehrsausschuss am 1. Juli 2026. Um die Mitglieder des Verkehrsausschusses 
über die Hintergründe, die aktuelle Situation und die Konsequenzen bei zukünftigen 
Ereignissen zu informieren, bitten wir den Ausschussvorsitzenden, Vertreterinnen und 
Vertreter der für den SPNV-Verkehr in NRW verantwortlichen Zweckverbände und den 
Vertragspartner National Express zur Sitzung einzuladen. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Oliver Krauß MdL     Ina Besche-Krastl MdL  
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Von: I.A.3 - Sitzungsdokumentation

Gesendet: Dienstag, 16. Juni 2026 15:17

An: Exner, Steffen (Landtag NRW)

Betreff: WG: VA: Anmeldung TOP "Sachstand Bonner Nordbrücke" am 1. Juli 2026

Von:  (Landtag NRW) < @landtag.nrw.de> Im Auftrag von Rasche, Christof (FDP) 

Gesendet: Dienstag, 16. Juni 2026 15:14 

An: Referat I.A.2 - VA <VA@landtag.nrw.de>; Dudas, Gordan (SPD) <Gordan.Dudas@landtag.nrw.de>; Esser, Klaus 

(AFD) <klaus.esser@landtag.nrw.de>; Goeken, Matthias (CDU) <Matthias.Goeken@landtag.nrw.de>; Kahle-

Hausmann, Julia (SPD) <Julia.Kahle-Hausmann@landtag.nrw.de>; Krauß, Oliver (CDU) 

<Oliver.Krauss@landtag.nrw.de>; Metz, Martin (Gruene) <Martin.Metz@landtag.nrw.de>; Rasche, Christof (FDP) 

<Christof.Rasche@landtag.nrw.de> 

Cc:  (CDU) < @landtag.nrw.de>;  (SPD) <

@landtag.nrw.de>;  (FDP) < @landtag.nrw.de>;  (AFD) 

< @landtag.nrw.de>;  (Gruene) < @landtag.nrw.de>; I.A.3 - 

Sitzungsdokumentation <sitzungsdokumentation@landtag.nrw.de> 

Betreff: AW: VA: Anmeldung TOP "Sachstand Bonner Nordbrücke" am 1. Juli 2026 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

wir begrüßen die Einladung der zuständigen Niederlassung der Autobahn GmbH in die Sitzung. Als 
SPD- und FDP-Fraktionen bitten wir darum, dass neben dem TOP „Sachstand Bonner Nordbrücke“ 
ein weiterer TOP aufgenommen wird, der ebenfalls mit der Autobahn GmbH erörtert wird: 
„Zustandsbericht und Prüfsystematik der übrigen rheinquerenden (Autobahn-)brücken in NRW“. 

Da schon die Sperrung oder Sanierung einer einzelnen Rheinquerungmassive Verlagerungse ekte

auf das gesamte Umland erzeugt, benötigen wir dringend einen aktuellen, transparenten Überblick 
über den Zustand aller weiteren Rheinbrücken in NRW sowie eine Vorstellung der Systematik nach 
der die Autobahn GmbH den Zustand untersucht. Nur durch diese Gesamtschau lässt sich die 
Resilienz unseres Verkehrsnetzes bewerten und ein drohendes, großräumiges Verkehrschaos im 
Land rechtzeitig abwenden. 

Stellv. für die SPD- und FDP-Fraktionen 

Beste Grüße 
Christof Rasche 

Von: Referat I.A.2 - VA <VA@landtag.nrw.de>  

Gesendet: Dienstag, 16. Juni 2026 10:59 

An: Dudas, Gordan (SPD) <Gordan.Dudas@landtag.nrw.de>; Esser, Klaus (AFD) <klaus.esser@landtag.nrw.de>; 

Goeken, Matthias (CDU) <Matthias.Goeken@landtag.nrw.de>; Kahle-Hausmann, Julia (SPD) <Julia.Kahle-

Hausmann@landtag.nrw.de>; Krauß, Oliver (CDU) <Oliver.Krauss@landtag.nrw.de>; Metz, Martin (Gruene) 

<Martin.Metz@landtag.nrw.de>; Rasche, Christof (FDP) <Christof.Rasche@landtag.nrw.de> 

Cc:  (CDU) < @landtag.nrw.de>;  (SPD) <

@landtag.nrw.de>;  (FDP) < @landtag.nrw.de>;  (AFD) 

< @landtag.nrw.de>;  (Gruene) < @landtag.nrw.de>; I.A.3 - 
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Sitzungsdokumentation <sitzungsdokumentation@landtag.nrw.de> 

Betreff: VA: Anmeldung TOP "Sachstand Bonner Nordbrücke" am 1. Juli 2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Landesregierung hat für die kommende Arbeitssitzung des Verkehrsausschusses am 1. Juli 
2026 einen Tagesordnungspunkt „Sachstand Bonner Nordbrücke" angemeldet. Der Vorsitzende 
hat der Aufnahme in die Tagesordnung zugestimmt. 

Zudem wurde seitens der Landesregierung angeregt, die zuständige Niederlassung der Autobahn 
GmbH zu dem TOP einzuladen. Diesem Vorschlag soll ebenfalls gefolgt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
i.A. 

 
Ausschussassistent 

Landtag NRW
Referat I.A.2 – Fachausschüsse, vom Parlament eingesetzte Gremien 
Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 
Telefon:  + 49 (0) 211 884 -  
Fax:       + 49 (0) 211 884 –  
Email:     @landtag.nrw.de
Internet:  www.landtag.nrw.de
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Christof Rasche MdL | PlPlatz des Landtags 1 | 40221 Düsseldorf

Christof Rasche MdL

Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen

Sprecher für Verkehr

Sprecher für Sport

Düsseldorf, 1616. Juni 2026

FDP-Landtagsfraktion NRW

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

T:  0211 | 884 25 29

F:  0211 | 884 36 56

christof.rasche@landtag.nrw.dede

www.christof-rasche.de

Vorsitzender des Verkehrsausschusses

Herrn Matthias Goeken MdL

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung eines schriftlichen und mündlichen Berichts für die Sitzung des 

Verkehrsausschusses am 1. JuJuli 2026

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der FDP-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Verkehrsausschusses am 

1. JuJuli 2026 einen schriftlichen und mündlichen Bericht der Landesregierung zuzu dem Thema:

„Stillstand bei zentralen Bauprojekten der DB in Nordrhein-Westfalen – Warum finden die 

überdurchschnittlichen Bedarfe im bevölkerungsreichsten Bundesland kein Gehör in 

Berlin?“.

Einem Bericht des Kölner Stadtanzeigers vom 15.06.2026 zufolge, droht mehreren zentralen 

Schieneninfrastrukturprojekten der Deutschen Bahn in Nordrhein-Westfalen ein Stillstand oder 

zumindest eine erhebliche Verzögerung.1 Betroffen sein sollen unter anderem für den Rhein-

Ruhr-Express, den Bahnknoten Köln, den S-Bahn-Ausbau im Rheinland sowie weitere dringend 

benötigte Ausbau- und Brückenprojekte relevante Maßnahmen. Hintergrund sei, dass der Bund 

für bereits weit fortgeschrittene oder baureife Vorhaben nicht in ausreichendem Umfang 

Mittel bereitstelle und nun keines der Projekte weitergestuft habe.

Für Nordrhein-Westfalen wäre eine solche Entwicklung verkehrs- und wirtschaftspolitisch fatal. 

Unser Land verfügt nach dem DBDB InfraGO-Zustandsbericht 2025 bereits heute über das im 

Ländervergleich am schlechtesten bewertete Schienennetz. Gerade im bevölkerungsreichsten 

Bundesland mit hochbelasteten Pendlerachsen und zentralen Güterverkehrskorridoren sind 

die Bedarfe offenkundig überdurchschnittlich hoch. Gleichzeitig ist absehbar, dass der Druck 

auf die Schiene weiter steigt: Neben einer wachsenden Nachfrage im Personenverkehr rechnet 

die Güterverkehrsprognose des Bundes bis 2050 mit einem deutlichen Zuwachs der 

Güterverkehrsleistung auf der Schiene um rund 33 Prozent.

Wenn ausgerechnet in dieser Lage zentrale Bauprojekte verzögert, verschoben oder 

ausgebremst werden, gefährdet dies die Leistungsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 

Nordrhein-Westfalen ebenso wie ein verlässliches Mobilitätsangebot für Millionen 

Pendlerinnen und Pendler. Unverständlich ist zudem, warum die Landesregierung offenbar 

erneut nicht verhindern kann, dass Nordrhein-Westfalen durch haushälterische

Entscheidungen des Bundes überdurchschnittlich benachteiligt wird. Vor diesem Hintergrund 

stellt sich die Frage, ob der grüne Verkehrsminister des Landes und die nordrhein-westfälische 

1 Peter Berger: Bund lässt DB-Projekte hängen Sorge um RRX und Kölner Bahnknoten, in: 

KStA, 15.06.2026, abgerufen unter: https://www.ksta.de/region/s-bahn-ausbau-inin-koeln-und-

rrx-projekt-gefaehrdet-der-bahn-geht-das-geld-aus-1302007 (letzter Zugriff: 16.06.2026).
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CDU gegenüber ihrem Parteikollegen, dem Bundesverkehrsminister, hinreichend deutlich 

gemacht haben, wie ernst die Lage im Schienenland Nordrhein-Westfalen ist.

Vor diesem Hintergrund bittet die FDP-Fraktion zudem um die Beantwortung der folgenden 

Fragen:

1.1. Welche konkreten Schieneninfrastrukturprojekte in Nordrhein-Westfalen sind nach 

Kenntnis der Landesregierung davon betroffen, dass der Bund derzeit keine ausreichenden 

Mittel für eine Weiterstufung, Fortführung oder Umsetzung bereitstellt?

2.2. Welche der betroffenen Projekte insbesondere im Zusammenhang mit dem Rhein-Ruhr-

Express, dem Bahnknoten Köln, dem S-Bahn-Ausbau im Rheinland sowie notwendigen 

Brücken- und Ausbauvorhaben befinden sich nach Kenntnis der Landesregierung in 

einem baureifen oder weit fortgeschrittenen Planungsstand?

3.3. Seit wann hat die Landesregierung Kenntnis davon, dass zentrale 

Schieneninfrastrukturprojekte in Nordrhein-Westfalen aufgrund fehlender Bundesmittel 

nicht weitergestuft, verzögert oder ausgebremst werden könnten?

4.4. Welche konkreten Gespräche, Schreiben oder sonstigen Initiativen hat die 

Landesregierung gegenüber dem Bund, der Deutschen Bahn bzw. der DB InfraGO 

unternommen, um eine auskömmliche Finanzierung zentraler 

Schieneninfrastrukturprojekte in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen?

5.5. Welche Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch mögliche Verzögerungen der 

genannten Projekte auf den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen, die 

Pendlerverkehre, den Schienengüterverkehr und den Zustand des nordrhein-westfälischen 

Schienennetzes insgesamt?

Die Fraktion der FDP bittet die Landesregierung um einen schriftlichen und mündlichen Bericht 

zu der genannten Thematik und um die Beantwortung der hier aufgeführten Fragen.

Mit freundlichen Grüßen

Christof Rasche MdL
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 SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen  

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Verkehrsausschusses 

Herr Matthias Goeken 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

GORDAN DUDAS MDL

Verkehrspolitischer Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

0211.884-2413 

gordan.dudas@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

Düsseldorf, 17. Juni 2026

Investitionen in den Landesbetrieb Straßen.NRW  

Bitte um einen schriftlichen und mündlichen Bericht der Landesregierung zur 

nächstmöglichen Sitzung des Verkehrsausschusses 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

nachdem im Landeshaushalt 2025 die Zuweisungen an den Landesbetrieb Straßen.NRW 

im Titel 682 90 stark gegenüber dem Vorjahr reduziert worden waren, hat sich die 

Situation für 2026 durch die Erhöhung auf den alten Ansatz aus 2024 und den Vorjahren 

zumindest wieder auf ca. 420 Millionen Euro stabilisiert. Die gestiegenen Kosten in allen 

Bereichen werden damit jedoch nicht kompensiert. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen und mündlichen Bericht zur nächsten Sitzung des Verkehrsausschusses. Der 

Bericht soll dabei insbesondere folgende Fragen beantworten: 

1.1. Wie haben sich die Haushaltsmittel für den Landesbetrieb Straßen.NRW seit dem 

Haushaltsjahr 2020 jährlich entwickelt? 

2.2. Wie haben sich seit dem Jahr 2020 die Ausgaben entsprechend des Titels 682 90 

anteilig entwickelt? 
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SPD NRW 
Die Fraktion 

3.3. Wurden Tarifsteigerungen in den Zuführungen an den Landesbetrieb Straßen.NRW 

angemessen berücksichtigt? 

4.4. Welchen Einfluss hat eine ganzjährige Rufbereitschaft von Straßen.NRW auf den 

Landesbetrieb und seine Personalstruktur und -kosten?  

5.5. Welche personellen und organisatorischen Folgen hat die Ansiedlung einer 

Stabstelle zu Akkreditierungs- und Supportfragen zur kommunalen TIC-Nutzung? 

6.6. Wie hat sich der Anteil an Investitionen in die eigene Gebäudeinfrastruktur des 

Landesbetriebs seit 2020 entwickelt?  

7.7. Wie hoch ist aktuell der Sanierungsbedarf bei den Gebäuden und Liegenschaften 

des Landesbetriebs, angegeben in Sanierungsprojekten sowie den veranschlagten 

Kosten?  

8.8. Falls vorhanden, wie kann der Sanierungsstau bei den Gebäuden und 

Liegenschaften des Landesbetriebs perspektivisch abgebaut werden? 

9.9. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, Mittel des Sondervermögens für 

die Instandsetzung der Infrastruktur des Landesbetriebs zu verwenden? Gibt es 

hierzu Planungen? 

10. Welche weiteren Planungen verfolgt die Landesregierung, um den Zustand der 

Gebäude und Liegenschaften des Landesbetriebs auf einen angemessenen Stand zu 

bringen? 

11. Welcher Ausstattungssoll bei Straßenmeistereien ist für eine ganzjährige 

Rufbereitschaft notwendig und wie ist der aktuelle Stand in den einzelnen 

Straßenmeistereien? 

12. Welche Bedarfe für Reparaturen und Neunanschaffungen sieht die Landesregierung 

für den Fuhrpark des Landesbetriebs und welche Investitionen sind geplant? 

13. Inwieweit sind die notwendigen Investitionen in Gebäude, Fuhrpark und 

Verbrauchsmaterial beim Landesbetrieb Straßen.NRW durch die Mittel im Titel 682 

90 gegenfinanziert? 

Mit freundlichen Grüßen 

Gordan Dudas MdL 
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r 1 
L J 

& = Plenarsitzungstage  () = Schulferien 

=reguläre 
Sitzung 

Terminplan 2027 
- 1. Jahreshälfte - 

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

Januar 1 2 3 
Weihnachtsferien bis 06.01. 

sitzungsfrei 

4 5 6) 7 8 9 10 sitzungsfrei 

11 12 13 14 15 16 17 Sitzungswoche 

18 19 20 21 22 23 24 Sitzungswoche 

25 26 27 28 29 30 31 Sitzungswoche 

Februar 1 2 3 4 5 6 7 sitzungsfrei 

8 9 10 11 12 13 14 sitzungsfrei 

15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

22 23 24 25 26 27 28 Sitzungswoche 

März 1 2 3 4 5 6 7 Sitzungswoche 

8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche 

15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

(22 23 24 25 26 27 28 
Osterferien 22.03. - 03.04. 

sitzungsfrei 

29 30 31  

April 1 2 3) 4 sitzungsfrei 

5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche 

19 20 21 22 23 24 25 Sitzungswoche 

26 27 28 29 30  Sitzungswoche 

Mai 1 2 Sitzungswoche 

3 4 5 6 7 8 9 Sitzungswoche 

10 11 12 13 14 15 16 
Sitzungswoche 

Konstituierende Sitzung 
*Beginn 14:00 Uhr

(17) 18 19 20 21 22 23 
Pfingsten 17.05. 

sitzungsfrei 

24 25 26 27 28 29 30 Sitzungswoche 

31  

Juni  1 2 3 4 5 6 Sitzungswoche

7 8 9 10 11 12 13 Sitzungswoche

14 15 16 17 18 19 20 Sitzungswoche

21 22 23 24 25 26 27 Sitzungswoche

28 29 30  Sitzungswoche
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r 1 
L J 

& = Plenarsitzungstage  () = Schulferien 

Terminplan 2027 
- 2. Jahreshälfte -

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

Juli  1 2 3 4 Sitzungswoche 

5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche

(19 20 21 22 23 24 25 
Sommerferien 19.07. - 31.08. 

sitzungsfrei

26 27 28 29 30 31 sitzungsfrei

August 1 sitzungsfrei 

2 3 4 5 6 7 8 sitzungsfrei 

9 10 11 12 13 14 15 sitzungsfrei 

16 17 18 19 20 21 22 sitzungsfrei 

23 24 25 26 27 28 29 sitzungsfrei 

30 31)  sitzungsfrei

September  1 2 3 4 5 sitzungsfrei 

6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

20 21 22 23 24 25 26 Sitzungswoche 

27 28 29 30  

Oktober  1 2 3 Sitzungswoche

4 5 6 7 8 9 10 Sitzungswoche

11 12 13 14 15 16 17 Sitzungswoche

18 19 20 21 22 (23 24 
Sitzungswoche 

Herbstferien 23.10. - 06.11. 

25 26 27 28 29 30 31 sitzungsfrei

November 1 2 3 4 5 6) 7 sitzungsfrei

8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche

15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

22 23* 24 25 26 27 28 
Sitzungswoche 
*Beginn 15:00 Uhr 

29 30  Sitzungswoche 

Dezember   1 2 3 4 5 

6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

20 21 22 23 (24 25 26 
Weihnachtsferien 

24.12. - 08.01. 
sitzungsfrei 

27 28 29 30 31  sitzungsfrei 
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